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i Geſetzmäßigkeit des Erlaſſes vom 5. 


den, um feſtzuſtellen, welcher 


daher den Beſtimmungen des Geſetzes vom 22. 


einzuziehen und in Verwaltung 


1 — 
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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


14. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 7. Februar). 
Am Miniſtertiſche: Unterſtaatsſecretär Dr. Förſter. \ 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Antrag des Abg. Reichen⸗ 

ſperger: Das Haus wolle beſchließen die Erwartung auszuſprechen, daß 
die königliche Staatsregierung den Erlaß des Oberpräſidenten der Rhein⸗ 
provinz vom 5. Februar 1876, 1 die Beſchlagnahme der Pfarrdotal⸗ 
güter, einer wiederholten rechtlichen Prüfung unterziehen werde. 5 
Abg. Reichenſperger beſtreitet in ſehr eingehender Ausführung die 
Februar. In dieſem Erlaſſe heißt es: 
„Seitens der Staatsregierung wird von der Anſicht ausgegangen, daß die 
auf der linken Rheinſeite befindlichen, durch die Treo Regierung ein: 
gesogenen Pfarrdotalgüter, welche mittels der kaiſerlichen Decrete vom 
. Nivôſe XIII. und 7. März 1806 reſtituirt worden, im Eigenthum des 
Staates verblieben ſind, welcher letztere bei der gedachten Reſtitution ſich 
nur des Nießbrauchs entäußert hat. Die bezeichneten Güter unterliegen 
pril v. J. Demgemäß er⸗ 
ſuche ich die königliche Regierung ergebenſt, dieſe Güter, ſoweit keine Wieder⸗ 
aufnahme der Staatsleiſtungen an einzelne Nießbraucher ſtattgefunden hat, 
u nehmen.“ Die rechtliche Grundlage 
dieſes Erlaſſes fei eine durchaus irrthümliche. Aus dem Entwickelungsgang 
und Inhalt der revolutionären kirchlichen Geſetzgebung Frankreichs in der 
Rheinprovinz folge, daß die Annahme und Anſicht des Oberpräſidialerlaſſes, 


als ſeien die Pfarrdotalgüter im Eigenthum des franzöſiſchen Staates ge⸗ 


geben des Anſpruches vor. 


hat ſofort 1 ! 
85 bir nkeulaltnan; aufgegriffen und an die Centralinſtanz darüber be⸗ 


Waäteren De, 


lediglich im kechniſch⸗formalen re in eine N 
[4 


aus der Faſſung des Antrages 


blieben und nur deren Nießbrauch reſtituirt worden, eine unbegründete ſei. 


„Sobald aber die Rechtsfrage in Bezug auf fiscaliſches . einem 


„irgend erheblichen Bedenken“ unterliegt, ſchreibt der § 14 der Regierungs⸗ 
Inſtruction vom 23. October 1817 in echt ſtaatsmänniſchem Geiſte das Auf⸗ 
Im gegenwärtigen Falle ſei dieſes Aufgeben 
um fo. mehr geboten, als durch Weiterverſolgen des Anſpruches im Rechts⸗ 
wege — ganz abgeſehen von der Möglichkeit der Erhebung des Competenz⸗ 
Conflicts — vorausſichtlich 115 und endloſe Proceſſe hervorgerufen wür⸗ 

pecielle Beſtandtheil des dermaligen Pfarr⸗ 


dotalgutes vor mehr als 70 Jahren reſtituirt worden iſt. äre die Ver⸗ 


gung des Oberpräſidenten rechtlich begründet, jo würde der mit der Aus: 


führung des Sperrgeſetzes beauftragte Cultusminiſter während eines ganzen 
Jahres ſeine geſetzliche Verpflichtung verabſäumt haben. 
Regierungscommiſſar Miniſterialdirector Förſter: Es handelt ſich hier 
und weder die 
er kann zu etwas Anderem gelangen, 
echtsfrage. Es geht das letztere ſchon 
3 ed, hervor, welcher nur eine Prüfung 
einer dem Antragſteller zweifelhaften Rechtsfrage fordert. kann nun 
unächſt die i lee geben, daß die rechtliche na der ganzen 
achlage bereits ſtattgefunden hat, ehe der Oberpraſidialerlaß erging. Man 
nachdem das Geſetz vom 22. April 1875 erlaſſen war, die Frage 


Staatsregierung, noch der Antra 
als zu einer Anſicht über dieſe 


richtet, ob die Pfarrdotalgüter in der Rheinprovinz dem Sperrgeſetz unter⸗ 
liegen oder nicht. Die Provinzialinſtanz hat nach ihrer Anſicht dieſe Frage 
bejaht. Der Miniſter aber meinte, eine ſolche Rechtsfrage müſſe einer gro: 
— allſeitigen Erwägung und Unterſuchung unterworfen werden und 
at zu dieſem Zwecke von der maßgebenden Stelle der Interpretation des 
theiniſchen Rechts ſich ein Rechtsgutachten ertheilen laſſen. Dieſes Gut: 


achten ging dahin, daß das durch den Conſularbeſchluß vom 9. Juni 1802 


eden Staat übergegangene Cigentbum an den Pfarrdotalgütern durch die 
trete vom Jahre 1804 und 1806 nicht veräußert worden, ſondern 


Bi 81 der Gebrauch, die Nutzung auf die Pfarrer übertragen worden iſt 


1 bun Jolge deſſen alſo das Ei im Fiscus geblieb 
genthum noch heute beim Fiscus geblieben 
de MAUS dann die Folgerung gegonen wurde, daß dieſe Pfarrvotalgüter 
diefeg Gcchriten des Geſezes vom 22. April 1875 unterliegen. Auf Grund 
dent den kachtens hat mit Zuſtimmung des Cultusminiſters der 9 
weder ben beregten Erlaß ergehen laſſen. Es iſt darüber gar kein Zweife 
rage ei der Staatsregierung noch bei den Provinzialbebörden, daß die 
Jane entgiltig nur entichieven werden kann durch ein Judicat und daß der 
ſchrit weg über die Einſtellungsfrage hier ganz unzweifelhaft zuſteht und be: 
la en werden kann, daß ſomit die EN Klagen hier durchaus zu: 
Ante ind. Cs verſteht ſich übrigens von felbft, daß wenn das Haus dem 
zur un des Abg. Reichenſperger entſprechend beſchließen ſollte, die Regierung 
kun 85 15 6 aufzufordern, die Regierung ſich dieſer Aufforde⸗ 

ehen wird. 

ri 0 9. Laser: Die vorliegende Frage leidet an einer doppelten Schwie⸗ 
— 5 Es wird zunächſt dem Hauſe eine in der rechtlichen Untexrſuchung 
Sicemein ſchwierige Rechtsfrage unterbreitet und ſodann bezieht ſich dieſer 
17 auf einen Gegenſtand, der nach unſerer aller Anſchauung ein Object 
Wozu nlichen bürgerlichen Rechtes darſtellt. Wir haben aber ſtets die 
ber. ohnheit beobachtet, daß, ſobald ein Antrag oder eine Petition an uns 
ich mit die ſich auf den Gegenſtand eines bürgerlichen Rechtsſtreites be⸗ 
Ne wir uns mit derſelben gar nicht befaſſen, ſondern ſie durch die Vor⸗ 
Laurücweiſen, weil es nicht gut iſt, wenn die politiſchen Vertretungen 
m ande in die Rechtsſprechung ſelbſt eingreifen. Nur, wo wir in der 
wa ſprechung ſelbſt eine 1 iRnE von der allgemeinen Grundlage 
nehmen, können wir uns ber erhandlung darüber nicht entziehen, 
er haben zu erwägen, in wie weit Abhilfe geſchafft werden kann. 
im Bu der Antragſteller noch der eee wird nun darüber 
Standeeiſel ſein können, daß das Plenum des Hauſes heute unmöglich im 
nen eilt, darüber zu entſcheiden, welche von den beiden heute hier vertre⸗ 
ch Rechtsanſichten in dieſem Streite die richtige jei. Ich werde deshalb 
Streignaſinerſeits in die juriſtiſche Erörterung der Rechtsfrage in dieſem 
e all gar nicht eintreten. Mich intereſſirt vielmehr eine andere Frage, 
Ha ER mir den vorliegenden Gegenſtand als nicht von der Schwelle des 
welche „artlcweisbar erſcheinen läßt. Es iſt das nämlich die Hemmung, 
über d er Rechtsweg nach den Rechtsverhältniſſen unſeres Landes und oft 
nannten Gwang der Geſetze hinaus bei uns durch die Stellung des ſoge⸗ 
er Sie ompefenzgerichtshofes erfährt. (Sehr richtig) Hier, m. H., liegt 
Stellun es Uebels. habe von Anfang an mein Urtheil und meine 
die Nagl dieſer Frage davon abhängig machen wollen, ob die Regierung 
die die e keit giebt, den Rechtsweg von Denjenigen beſchreiten zu laſſen, 
Es Lutgegengeſetzte Anſicht haben. a : 8 
u euügt mir aber hierbei nicht der Rechtsweg in petitorio, ſondern 
Megierunauch den Rechtsweg in pessessorio erlangen. Denn weng die 
rität ſich g fi) vermöge einer ihr beigelegten Gewalt, permöge ihrer Auto⸗ 
en zan den Beſißſtand in der Art ſetzt, wie ein Privatmann ihn nicht 
Kae mögl 5 10 entſteht eine ganz ungemeine Schädigung daraus; wenn 
arheit pri eiſe Jahre lang zu führender Prozeß erſt über den Beſitzſtand 
Geri e ſoll,, Der Abg. Reichenſperger hat nur mitgetheilt, daß der 
e walt meine Herren, er Be Gerichtshof, in Wahrheit iſt es aber 
ſehr ungsbehörde, zur Entſcheidung über die Competenzeonflicte (Sehr 
eg Ende ) ein Erkenntniß gefallt hat, von dem ich ſagen muß, 
Jun ih die 5 enntniß analoge Anwendung findet, ſo kommt es in letzter 
auch im Weit heraus, daß überhaupt kein Gerichtshof in dieſem Streit 
ebruar 1878 um Recht ſprechen kann. Der $ 16 des Geſetzes vom 22ſten 
wird mit Auzf er nur die 1 ERER Klauſel enthält: „Der Cultusminiſter 
. lader bau dieſes Geſetzes beauftragt“, der wird von dem Com⸗ 
wonach alſo 2 aufgefaßt als eine Delegation des Kirchenhoheitsrechtes, 
Sinne s Atusminifter als ein Vertreter der Souveränität im emi⸗ 
delt wird, und y ortes, der die Kirchenhoheitsrechte wahrnimmt, behan⸗ 
ſetzes von 1875 re Ion die Gerichte über feine Auslegung des Ge 
0 mäßi 
1 Hi ereits enſſchieden, und daß die fernere Beſchreitung des 
0 3 gehemmt wird, darüber iſt kein gar A M. H., mit 
teriell nicht weiter ungen und Rechtszuſtänden, fürchte ich, Tommmen wir ma⸗ 
weil dieſes felbftga und ſchädigen direct das Anſehen des Rechts im Lande, 
M. 9., Sie mi nicht im Stande iſt, bis zum letzten Erkenntniß vorzudringen. 
en, wir haben als einen der bedeutendsten Punlte in 


ſolchen 9 


auer 


Bierteljähriger Abonnementspr. in Bredlan 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 50 Pf., 
außerhalb pro Quartal incl. Porto 6 Mark 50 Pf. — ae für den 


erkennen können. Wenn dieſes Erkenntniß 


Achtundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduar? Trewendt. 


dieſem der Nation aufgedrängten Streite immer den Grundſatz betont, daß 
im Gegenſatz zu früheren Zeiten jetzt dieſer Streit nicht mehr mit Polizei⸗ 
mitteln ausgekämpft, ſondern durch die Gerichte des Landes entſchieden 
werden ſolle. Wir müſſen nun aber auch mit vollſter Eiferſucht darüber 
wachen, daß nicht wiederum unter einer anderen Terminologie die Polizei⸗ 
willkürmaßregeln ſich einſchleichen und unſere urſprünglichen Tendenzen 
verwirren. Ich meine daher, daß wir uns ſchuldig ſind, wenn von der 
anderen Seite geklagt wird, das Geſetz von 1875 werde unrichtig ausgelegt, 
und dadurch den Kirchenſtellen ein bedeutender Nachtheil zugefügt, dieſe 
Streitfrage, obwobl ſie einen Gegenſtand des bürgerlichen Rechts darſtellt, 
nicht von der Hand zu weiſen, ſondern in die Prüfung des Falles einzu⸗ 
treten. Das Plenum wird nicht in der Lage ſein, eine Entſcheidung hier⸗ 
über abzugeben und ich beantrage daher, die Ueberweiſung des Antrages 
. perger an die e (Beifall.) 
egierungs⸗Commiſſar Miniſterialdirector Förſter: Von dem Erkenntniß 
des Competenzgerichtshofes, welches der Vorredner erwähnte, iſt mir ganz 
und gar nichts bekannt und mir iſt auch nach dem Vorgetragenen der Sach⸗ 
verhalt gar nicht klar geworden. Daß die Verfolgung des Rechtsweges der 
Gegenpartei in petitorio geſtattet ſei, darüber habe ich keinen Zweifel ge⸗ 
laſſen. Dagegen muß die Regierung die Anſicht des Vorredners, daß das⸗ 
ſelbe auch in possessorio zu geſchehen habe, als durchaus unzuläſſig er⸗ 
klaren. Die Conſequenz davon würde fein, daß die Behörden auf Schritt 
und Tritt ſich gehemmt ſehen und überall, wo eine Staatsleiſtung eingeſtellt 
wird, ſich zunächſt einen Poſſeſſorienprozeß gefallen laſſen müßten, eine Even⸗ 
tualität, welche die Ausführung des Geſetzes und ſeine Wirkung völlig 
illuſoriſch machen würde. i 5 
Abg. Miquel: Ich kann mich der rechtlichen Auffaſſung der Regierung 
über die Frage des Beſitzes an den Pfarrdotalgütern durchaus nicht an⸗ 
ſchließen. Wenn der Nießbrauch der Güter, wie die Regierung ſelbſt aner⸗ 
kennt, den Pfarren rechtlich zuſteht, ſo kann von „Leiſtungen aus Staats⸗ 
mitteln“ bier gar nicht die Rede ſein und die Beſtimmungen des Sperrge⸗ 
ſetzes finden deshalb keine Anwendung. Gemeinſam mit dem Abg. Lasker 
bedauere ich lebhaft, daß in ſolchen wichtigen Fragen den ordentlichen Ge⸗ 
richten nicht freier Lauf gelaſſen und der Rechtsweg durch Erhebung des. 
Competenzeonflicts abgeſchnitten wird. Der Competenzgerichtshof erhebt den 
Conflict nicht aus ſich ſelbſt, ſondern nur auf Antrag einer Verwaltungs⸗ 
behörde, und da möchte ich die Regierung doch wirklich bitten, möglichſt 
ſparſam mit Anrufung des Competenzgerichtshofes zu fein. Wenn man bei 
den äußerſt ſchwierigen und mindeſtens zweifelhaften Fragen gleichſam durch 
Polizeidecret entſcheiden läßt, fo muß das nothwendiger Weile zur höchſten 
Unzufriedenheit Anlaß geben. Die Sache liegt aber noch ſchlimmer und 


wird um jo verwickelter, wenn in ganz analogen Fällen von der Regierung“ 


das eine Mal der Conflict erhoben wird, das andere Mal nicht. Es wäre 
äußerſt wünſchenswerth, wenn von Seiten des Cultus miniſters eine Cireu⸗ 
lar⸗Verfügung dahin erlaſſen würde, daß überall da, wo die Anwendbarkeit 
des Sperkgeſetzes beftritten wird, weil ein wohlerworbenes Recht entgegen: 
jtebe, kein Competenzconflict erhoben werden darf. Ich möchte noch weiter 
ir Es wurde vom Regierungs⸗Commiſſar geſagt, daß nach dem ber 
ſtehenden Recht den Verfügungen eines Miniſters gegenüber, welcher Geſetze 
zur Ausführung bringe, in possessorio überhaupt nicht geklagt werden 
könne. Ich weiß nicht, ob dieſer Satz für die altpreußiſchen Provinzen gilt, 
für Hannover iſt dies jedenfalls nicht der Fall. Aber wenn er auch wirklich 
beſteht, ſo muß die Regierung doppelt vorſichtig ſein, daß ſie nicht im Wege 
der einſeitigen Beſitzberänderung und des polizeilichen Einſchreitens that: 
ſächlich Rechtszuſtände zum Nachtheile von Privatperſonen ändert. Wenn 
die Regierung in zweifelhaften Fällen die Pfarren zwingt, ihr Eigenthum 
zu beweiſen, % verändert ſie damit einfeitig das beſtehende Recht zum Nach⸗ 
theile Einzelner. Sollte es nun in allen dieſen Fällen nicht richtiger ſein, 
vom Wege der polizeilichen Beſitzergreifung ab N und ſtatt deſſen bei 
den ordentlichen Gerichten einfach Klage am Herausgabe des bezüglichen 
Grundſtücks zu erheben? Darunter kann auch die Durchführung des Sperr⸗ 
geſetzes nicht leiden. Ich bin übrigens durchaus damit einverſtanden, daß 
die Sache an die Juſtiz⸗Commiſſion verwieſen wird. Wenn auch nicht viel 
dabei herauskommt, ſo iſt es doch gut, wenn das Haus durch die Com⸗ 
miſſion der Regierung feine Anſicht über die Ausführung des Sperrgeſetzes 
und den Competenzhof zu erkennen giebt. Es kann dies der Regierung 
ſelbſt nur angenehm ſein. (Beifall.) 

Nachdem der Autragſteller noch einmal die rechtliche Deduction des 
Regierungscommiſſars einer längeren Kritik unterworfen, um deren Unhalt⸗ 
barkeit nachzuweiſen, tritt das Haus dem Vorſchlage auf Ueberweiſung des 
Antrages an die Juſtizcommiſſion bei. le } 

Es folgt die Berathung des Antrages des Abg. Schmidt (Sagan) auf 
Annahme des Entwurfs eines Gefebes, betreffend die Einſtellung der 
Erhebung von Brückenzöllen an den dem Staate gehörigen Brücken. 

Abg. Schmidt (Sagan): Im vorigen Jahre hatte das Haus mit großer 
Majorſtät eine Reſolution angenommen, welche die Regierung aufforderte, 
die Brüdenzölle aufzuheben, und zwar „baldmöglichſt.“ Dieſer Reſolution 
bat die Staatsregierung nicht entſprochen und auch beim Etat der indiectten 
Steuern auf meine Anfrage hin verneinend geantwortet. Deshalb habe ich 
den vorliegenden Antrag eingebracht. Von der Regierung wird das Finanz: 
intereſſe vor Allem als Grund gegen die Aufhebung angegeben; aber bei 
der Aufhebung der Chauſſeegelder handelte es ſich um eine Summe von 
1,450,000 Thaler, während hier nur 90,000 Thaler in Betracht kommen. 
Die Brücken haben eine viel größe Bedeutung für den allgemeinen Ver⸗ 
kehr, ſo daß man nur wünſchen kann, daß hier die ſo nothwendige Erleich⸗ 
terung eintrete. Es iſt ſowobl im Intereſſe der Sache nochwendig, wie der 
Würde des Hauſes angemeſſen, daß endlich eine geſetzliche Regelung ein⸗ 
tritt, und ich bitte Sie deshalb, meinen Antrag anzunehmen, reſp. den⸗ 
felben der Budgetcommiſſion zur Vorpüſung zu überweiſen. 

Abg. v. Ludwig: Die Zahl derjenigen, welche die Aufhebung der 
Chauſſeezölle beklagen, iſt keine geringe. Gerade auf dieſem Gebiete der 
Verkehrsabgaben iſt die Beibehaltung der indirecten Steuern durchaus zu 
empfehlen, damit demjenigen die Verpflichtung auferlegt wird, welcher den 
Nuten von der Sache hat. 

Abg. v. Liebermann: Man behauptet, die Wohlthat der Aufhebung 
des Chauſſeezolles verbreite ſich ziemlich gleichmäßig auf das ganze Land, 
während dies beim fiscaliſchen Brückenzolle nicht in gleichem Maße der Fall, 
und daß demgemäß wohl jene, aber nicht dieſe zu rechtfertigen ſei. Die 
Kreiſe Guhrau, Steinau und Wohlau werden nur an der äußerſten Grenze 
eines derſelben von einer ehemaligen Staatschauſſee auf einer kurzen Strecke 
berührt, die für die Kreiſe ohne alle Bedeutung iſt, dagegen beſitzen ſie 
mehrere Staatsbrücken, auf denen fiscaliſcher Zoll erhoben wird. Ihrem 
Verkehrsbedürfniſſe haben dieſe Kreiſe lediglich durch Bau von Actien⸗ und 
Kreis⸗Chauſſeen abgeholfen. Sie ſind nun nach Aufhebung des Chauſſee⸗ 
olles in die Lage gelangt, daß ſie auf dieſen ihren Chauſſeen als Ange⸗ 
Dörige der Provinz das shanfigeneld fortzahlen, die außerdem ehemaligen 
Staats ⸗Chauſſeen mit unterhalten müſſen, und zugleich auf ihren Brücken 
fiscaliſchen Zoll zu zahlen haben. Das iſt anderen Staatsangehörigen gegen⸗ 
über eine Ueberbürdung, der ich Abhilfe zu ſchaffen bitte. Ich beantrage 
die Vorlage der Budget⸗Commiſſion zu überweisen. 

Dias Haus tritt dem Anteage bei. 
Es folgt der Bericht der ſechsten Abtheilung, betreffend die Wabl des 
Grafen von Hoverden im Wahlbezirke Toſt⸗Gleiwitz. 

Referent Abg. Dreſcher beantragt, die Staatsregierung aufzufordern, 
den Magiſtrat zu Gleiwitz, da er dem Caplan Zaruba die Einſicht in die 
Walliſte verweigert und damit ein Recht geſchmälert habe, das jedem Staats⸗ 
bürger zuſtehe, wegen der unrichtigen Ausführung des § 4 des Wahlregle⸗ 
ments vom 10. Juli 1870 in geeigneter Weiſe zu rectifiziren. 

Das Haus erklärt ſich mit dem Antrag einverſtanden. 
Es folgt der Bericht der 6. Abtheilung, betreffend die Wahl des Abg. 
Zähle im 9. Wahlbezirk des Reg.⸗Bez. Liegnitz. 

ie Abtheilung beantragt Ungiltigkeitserklärung der Wahl. 

Abg. Lasker hält es für gerathen, die Wahlprüfungen, bei denen ent⸗ 
weder bon den Abtheilungen oder aus dem Haufe . 
beantragt werde, bis zur Beſchlußfaſſung über den in der Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion befindlichen Antrag Heeremann, betreffend die Aenderung des 


ı * 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poft« 
Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonnteg und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 8. Februar 1877. 


Verfahrens bei Wahlprüfungen, von der Tagesordnung abzuſetzen, damit 


man dieſelben zur gleichen principiellen Beurtheilung der neu zu wählenden > 


Commiſſion für Wahlprüfungen überweiſen könne. 

Abg. Wachler (Breslau) theilt mit, daß die Geſchäftsordnungs⸗Com⸗ 
miſſion den Antrag Heeremann bereits durchberathen und mit einem kleinen 
Zuſatz angenommen, den Unterantrag von Manteuffel aber abgelehnt habe. 
Sie habe auch einſtimmig beſchloſſen, dem Hauſe zu empfehlen, den neuen 


Modus erſt mit der nächſten Seſſion in Kraft treten zu laſſen, weil über 4 


die meiſten jetzt zu prüfenden Wahlen bereits ordnungsmäßig beſchloſſen 
reſp. berichtet ſei. 25 d 

Abg. Windthorſt (Meppen) billigt den erſteren, beklagt aber den letzte⸗ 
ren Beſchluß der Commiſſion, da damit der Antrag Heeremann für dieſe 
Legislaturperiode illuſoriſch gemacht werde; hoffentlich werde die Sterblichkeit 
des Hauſes nicht ſo groß ſein, daß viele Nachwahlen ſtattfinden müßten. 
Im Uebrigen ſei er mit dem Antrag Lasker einverſtanden. f 
„Dieſer Antrag wird angenommen und in Folge deſſen dieſe und 
einige andere unter dieſen Antrag fallende Wahlprüfungen von der heuti⸗ 
gen Tages⸗Ordnung abgeſetzt. 

Abg. Oſterrath beantragt als Referent der Geſchäftsordnungscommiſſion, 
zu beſchließen: „daß der Abgeordnete Otto (Zellerfeld) in Folge der, nach 
ſeiner Wahl zum Abgeordnetenhauſe erfolgten Ernennung zum Stellver⸗ 


trer des Regierungspräſidenten, mit welcher Ernennung eine dauernde, pen? 


ſionsberechtigte Gehaltszulage von 900 Mk. verbunden iſt, Sitz und Stimme 
im Hauſe der Abgeordneten verloren hat.“ 

Abg. Thilo beantragt die Wahl für giltig zu erklären, indem er be⸗ 
ſtreitet, daß der § 78 der Verfaſſung auf bien Fall anwendbar ſei, weil 
der Abg. Otto die ihm jetzt formell übertragenen Functionen bereits früher 
a ae habe, jo daß ihm thatſächlich kein neues Amt ertheilt 
worden ſei. 

Abg. Löwenſtein würde der Argumentation des Vorredners vor einem 
Civilgerichtshofe beitreten, aber die ſubtile Unterſcheidung von Function und 
Amt liege nicht in dem Sinne und Geiſte der Verfaſſungsbeſtimmung, 
welchen man ſtets in der Praxis derſelben beigelegt habe. 

Abg. Schmidt (Sagan) beſtreitet, daß nach der Geſchichte des Art. 78 
demſelben der von dem Abg. Löwenſtein 3 Sinn inne wohne. 

Abg. Windthorſt (Meppen) iſt der Meinung, daß die Ernennung eines 


Rathes zum Vertreter des Präſidenten, ein neues Amt iſt und kommt da⸗ 8 


durch zu dem Reſultat, daß das Mandat erloſchen ſei. 

Der Commiſſtonsantrag wird hierauf angenommen, nachdem ein Vor⸗ 
ſchlag des Abg. Serlo, die Angelegenheit nochmals in die Geſchäftsordnungs⸗ 
commiſſion zurückzuverweiſen, abgelehnt worden. x 

Es folgt der mündliche Bericht der Geſchäftsordnungscommiſſion über 
die Frage, ob das Mandat des Abgeordneten Kreisrichters Gadow für den 
Wahlkreis Königsberg i. M. durch ſeine Ernennung zum Kreisgerichtsrathe 
für erloſchen zu erachten iſt. a x 

Referent Sachſe beantragt auf Grund der bisherigen Präcedenzfälle zu 
beſchließen, daß das Mandat nicht erloſchen ſei. 

Der Antrag wird angenommen. 

Abg. v. Liebermann berichtet Namens der 2. Abtheilung über einen 
Proteſt des Webermeiſters Müller gegen die formell unangreifbare Wahl 
des Abg. Eberty im vierten Berliner Wahlbezirk. Der Proteſtirende be⸗ 
hauptet, daß die größte Anzahl der Wahlmänner infolge der Wahlrede des 
Abg. Eberty in einer Vorperſammlung, wo derſelbe eine ſehr geringſchätzige 
Meinung über bie politiſche Reife des Handwerkerſtandes äußerte, don der 
Candidatur Eberty abgeſehen habe. In einer folgenden Verſammlung habe 
der Vorſitzende derſelben, ein Dr. Rieß, eine große Lobrede auf Dr. Eberty 
gehalten und betont, daß der Candidat, falls er nicht gewählt werde, ſich 
gewiß ein Leids anthun werde. (Große Heiterkeit). Um dieſes betrübende 
Ereigniß abzuwenden (Heiterkeit), habe — eine große 1 Wähler trotz 
innerer Meinungsverſchiedenheit für Eberty geſtimmt. er Proteſtirende 
erkennt darin eine af öde Wahlbeeinfluſſung und beantragt Ungültig⸗ 
e der Wahl. Referent führt aus, daß die Commiſſion ſich nicht 
zu gleicher Anſchauung über die Schüchternheit der Berliner Wähler habe 
durchringen können (Heiterkeit) und deshalb beantrage, kdie Wahl des 
Abg. Eberty für gültig zu erklären, ebenſo wie die unangefochtene Wahl des 
Dr. Zimmermann in demſelben Wahlkreiſe. 

Der Antrag wird angenommen. t ; 

Ohne Debatte werden die Wahlen der Abgg. v. Behr und Wagener 
See für gültig erklärt. 

Abg. Rübſam beantragt, in gleicher Weiſe die Wahlen des Ritterſchafts⸗ 
directors v. Wedell⸗Malchow und des Oeconomieraths Boſſelmann 
für gültig zu erklären. In Betreff dieſer Wahlen liegt ein Proteſt vor. 
Derſelbe ſtützt ſich auf die ungerechtfertigte Ungültigkeitserklärung von 46 
Wahlmännerwahlen, deren Stimmen jedoch die Abtheilung für das End⸗ 
ergebniß der Wahl als irrelevant erklärt. 5 

Abg. Schumann hebt dagegen hervor, daß bei Hinzurechnung dieſer 
46 zu Unrecht ausgeſchloſſenen Wahlmannerſtimmen für die Gegenpartei 
zwar Herr v. Wedell⸗Malchow noch die abſolute Majorität behalten, 
Herr Boſſelmann dagegen die abſolute Majorität nicht mehr e würde, 
und beantragt daher, zur Aufklärung der Sache die Wahlangelegenheit des 
Herrn a ae zur ſchriftlichen Berichterſtattung in die Commiſſion zurück 
zu verweiſen. 5 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Shumann zwar abgelehnt, die 
Wahl des Abg. v. Wedell⸗Malchow für giltig, dagegen die Wahl des 
Herrn Boſſelmann mit 145 gegen 124 Stimmen für ungiltig erklärt. 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr. (Bericht der 
Staatsſchulden⸗Commiſſion, dritte Berathung des Ruhmeshallengeſetzes und 
Fortſetzung der Etatsberathung. i 

5. Sitzung des Herrenhauſes vom 7. Februar. 

1 Uhr. Am Miniſtertiſch: Graf zu Eulenburg und mehrere Com⸗ 
miſſarien. 

Vom Handelsminiſter iſt eine Ueberſicht über den Fortgang 
des Baues derjenigen Staatseiſenbahnen, für welche beſondere 
Credite bewilligt worden ſind, eingegangen, die der Commiſſion für Eiſen⸗ 
bahnweſen überwieſen wird. 

Ohne erhebliche Debatte erledigt das Haus den Geſetzentwurſ, betreffend 
eine Abänderung des für das vormalige Königreich Hannover zur 
Anwendung kommenden Geſetzes über Gemeinde wege und Landſtraßen 
vom 28. Juli 1851. N 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetz⸗Entwurfs, betreffend die Be⸗ 
fähigung für den höheren Verwaltungs dienſt. . 

Die Herren v. Bernuth, p. Wedell und Oberbürgermeiſter Bredt 
verzichten auf eine Generaldiscuſſion, indem ſie ausführen, daß die Regie⸗ 
rung mit Ausnahme eines Paragraphen ſich den Beſchlüſſen beider Häufer 
des Landtags angeſchloſſen habe; die Differenz befinde ſich im 8 10, de m 
ſogenannten Landrathsparagraphen, der in der Specialdiscuſſion den Kern⸗ 
punkt der Debatte abgeben würde. i . 

In der Specialdiscuſſion werden die 88 1—8 ohne Debatte genehmigt. 
Die SS 9 und 10 werden gemeinſam discutirt. § 9 führt die Stellen auf, 
für welche dieſes b digen finden ſoll. N 

$ 10 lautet: Zur Belleidung der Stelle eines Landraths, Kreis⸗ und 
Amtshauptmanns und Oberamtmanns in den Hohenzollernſchen Landen 
ift Br . big zum höheren Verwaltungsdienſte oder Juſtizdienſte er⸗ 
forderlich. Pe 

Außerdem können zu dieſen Stellen auch diejenigen Perſonen berufen 
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werden, welche mindeſtens 4 Jahre entweder a. nach beſtandener eriter 3 


Prüfung im Vorbereitungsdienſte bei den Gerichts⸗ und Verwaltungsbehör⸗ 
den, oder b. auch ohne die erite Prüfung abgelegt zu haben, in Selbſtver⸗ 
waltungsämtern des Commanal-, Kreis⸗ oder Provinzialdienſtes — mit Aus⸗ 
nahme jedoch des Amtes eines Gemeinde⸗ oder Gutsvorſtehers — beſchäftigt 


geweſen ſind, ſofern dieſelben ſeit mindeſtens einem Jahre dem Kreiſe bezw. 


Amtsbezirke durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören. 


Alle anderweitig beſtehenden Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis N 


der Perſonen, welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines erledigten 


Landrathsamtes in Vorſchlag gebracht werden können, ſind aufgehoben. i 
Oberbürgermeiſter Haſſelbach beantragt den Eingang des Abſatzes 2 


RS 
* 


Aunter dem 16. September 1875 auf 3 Jahre für den U 
fiſchen, Staats ertheilte Patent „anf ein 


u faſſen wie folgt: Dieſenigen Perſonen, welche don einem Kreis⸗ 
tage zur Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes vorgeſchlagen, beziehungs⸗ 
weile präſentirt werden, ſind auch dann für befähigt zur Bekleidung dieſer 
a zu erachten, wenn ſie mindeſtens vier Jahre u. ſ. w. (wie in 
der Vorlage). 

Graf Rittberg beantragt folgenden Zuſatz zum Abſatz 2 des § 10: 
Wird aber von einem Kreistage ein durch vierjährigen Vorbereitungsdienſt 
Befähigter zum Landrath vorgeſchlagen und nicht ernannt, ſo kann die 
Staatsregierung die Beſezung der Stelle nur durch einen nach Abſatz 1 
dieſes Paragraphen Befähigten herbeiführen.“ a 

Herr v. Wedell beantragt, die Worte „oder Wohnſitz“ zum Schluß 
des Abſatz 2 zu ſtreichen. { 1 ; 

Graf Rittberg muß allerdings anerkennen, wie ſchwierig es beſonders 
in der Provinz Poſen iſt, geeignete Perſonen für das Landrathsamt zu fin⸗ 
den; es müſſe für ſolche Fälle auch offen gelaſſen werden, einen nicht ſo 
ſtreng wiſſenſchaftlichen, mehr praktiſch gebildeten und mit den Kreisverhält⸗ 
niſſen vertrauten Mann zum Landrath zu ernennen. Sein Antrag bezwecke, 
dem Kreiſe einen gewiſſen Schutz zu gewähren, falls er ſelbſt einen zum 
höheren Verwaltungsdienſt Befähigten präſentire, die Regierung aber dieſen 
nicht ernenne. 5 1 

Oberbürgermeiſter v. Voß erklärt ſich gegen die Vorlage und für den 

Antrag Haſſelbach; die Stellung des Landrathes habe in der Selbſtverwal⸗ 
tung einen ganz anderen Inhalt gewonnen, als fie bisher hatte. Der Land⸗ 
rath iſt auch jetzt noch der Vertrauensmann des Kreiſes, aber als Vorſitzen⸗ 
der des Kreisausſchuſſes iſt er der Vorſitzende des Kreisverwaltungsgerichts, 
er hat das Urtheil feſtzuſtellen, die Debatte bei der Urtheilsfeſtſtellung zu 
leiten; das ſind alles Sachen, die man im praktiſchen Dienſt gelernt haben 
muß. Daher kann ſich Redner nur ſehr ſchwer entſchließen, eine andere 
Kategorie von Candidaten zuzulaſſen, als die im Abſatz 1 des § 10 bezeich⸗ 

neten. Sollte ſich ein ſolcher abſolut nicht finden laſſen, jo müſſe man ſich 

allerdings dazu entſchließen, auch andere Candidaten zuzulaſſen, aber doch 
nur ſolche, welche dem Kreiſe genehm find, d. h. welche er ſelbſt präſentirt. 
Jedenfalls darf man die Ernennung eines ſolchen nicht ganz in die Willkür 
der Regierung legen. 2 5 j 1 

Oberbürgermeiſter Haſſelbach empfiehlt feinen Antrag; falls die Kreiſe 
einen nicht ſtudirten Landrath haben wollen, nun jo kann man ihnen das 
allenfalls zugeſtehen; aber der Regierung das Recht zu geben, derartige 
nicht ſtudirie Perſonen zu Landräthen zu ernennen, könne er nicht zugeſtehen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Die Regierung legt ſich in dieſen Para⸗ 
graphen ſchon gewiſſe Beſchränkungen auf, Sie wollen ſie durch Ihre An⸗ 
träge noch mehr beſchränken. Die Regierung ſelbſt iſt bei ihren Erſah⸗ 
rungen dahin gekommen, daß fie bei der größeren Wichtigkeit des Landraths⸗ 
Amtes in der Selbſtverwaltung ſich 2 größere Beſchränkung auferlegen 
müſſe; denn früher war fie, innerhalb der Grenzen des Prüfungs⸗Regula⸗ 
tivs für die Landräthe von 1838, völlig unbeſchränkt. Eine weitere Ein⸗ 
chränkung, als die in der Vorlage vorgeſchlagene, hält die Regierung nicht 
— nothwendig. 

Oberbürgermeiſter Bredt und Graf v. d. Schulenburg⸗Beetzendorf 
empfeblen die Annahme des Haſſelbach'ſchen Antrages, weil es ſonſt der 
Regierung freiſtehen würde, zu viele derartige Landräthe zu ernennen, die 
nich die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt haben. 

Graf Brühl empfiehlt dagegen die Annahme der Regierungsvorlage. 

Graf zur Lippe befürwortet den Antrag Haſſelbach's, der nur das aus⸗ 
ſpreche, was er in der Commiſſion im vorigen Jahre angeregt habe. 

Nachdem Herr von Wedell nochmals dringend die Regierungsvorlage 
empfohlen hat, erklärt Stadtdirector Raſch (Hannover), daß er ſich nur dem 
Antrage Haſſelbach anſchließen könne, am Beſten würde es ihm gefallen, 
wenn unſtudirte Leute, wie ſie im Abſatz ! des $ 10 bezeichnet find, zu Land: 
räthen gemacht würden, wie dies hinſichtlich der Amtshauptleute in der Pro: 
vinz Hannover geſchehe. 1 5 1 

Here von Bernuth empfiehlt dringend die Annahme des Haſſelbach'ſchen 
Antrages, weil ſonſt kaum eine Einigung mit dem andern Hauſe erfolgen 
würde. 

In der Abſtimmung wird § 9 unverändert angenommen; $ 10 wird 

mit dem Antrage Haſſelbach mit großer Majorität angenommen, das 

Amendement von Wedell abgelehnt; Graf Rittberg hatte ſeinen Antrag 

zurückgezogen. 5 

Die SS 11—18 werden ohne Debatte nach der Regierungsvorlage ange: 


ves 8 10 


ommen. / 

Es folgt die Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Reviſion — 
beziehentlich Abänderung des 5 
Feuer⸗Societäten. Der einzige Paragraph lautet in der von der Com⸗ 
miſſion für Handel und Gewerbe vorgeſchlagenen Faſſung: „Diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen der Reglements der öffentlichen Feuer⸗Societäten, welche den 
nicht bei den Societäten verſicherten Perſonen Beſchränkungen in Bezug 
auf die Verſicherungsnahme oder eine Verpflichtung zur Leiſtung von Bei 
trägen zu den Koſten der Societät auferlegen, oder welche die Einrichtung, 
die Befugniſſe und den Geſchäftsverkehr anderer Verſicherungs-Anſtal⸗ 
ten betreffen, werden aufgehoben. : 

Die Feſtſtellung der einzelnen Reglements⸗Beſtimmungen, welche hiernach 
für aufgehoben zu erachten ſind, erfolgt im Wege der landesherrlichen Ver⸗ 
ordnung nach Anhörung der Societäts⸗Organe. f 

Zu dem Zwecke erfolgt binnen zwei Jahren eine Reviſion der „Societäts⸗ 
Reglements“. 5 2 

Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode beantragt, ſtatt des Wortes 
„Verſicherungsanſtalten“ zu ſetzen „Verſicherungsgeſellſchaften“. 

5 Geh. Oberregierungsrath Dr. Forch empfiehlt dagegen die Wiederher⸗ 
ſtellung der Regierungsvorlage, welche lautet: „Die Reglements der öffent⸗ 
lichen Feuerſocietäten ſollen binnen ſpäteſtens zwei Jahren einer Reviſion 
unterzogen werden. — Dieſelbe iſt namentlich darauf zu richten, daß die⸗ 
jenigen Beſtimmungen der Reglements, welche den nicht bei den Societäten 
perſicherten Perſonen Beſchränkungen in Bezug auf die Verſicherungsnahme 
oder eine Verpflichtung zur Leiſtung von Beiträgen Mr den Koſten der So⸗ 
cietät auferlegten, oder welche die Einrichtung, die Befugniſſe und den Ge⸗ 
ſchäftsverkehr anderer Verſicherungsanſtalten betreffen, aufgehoben 

werden. — Dieſe Aufhebung erfolgt nach Anhörung der Societätsorgane 
im Wege der landesherrlichen Verordnung.“ 1 

£ Graf Udo zu Stolberg- Wernigerode will feinen Antrag auch auf die 
Regierungsvorlage ausgedehnt wiſſen. f | 

Oberbürgermeiſter Haſſelbach beantragt die Wiederherſtellung der Re⸗ 
n welche weniger Bedenken errege, als der Commiſſionsvor⸗ 
ſchlag. Die Regierungsvorlage kündige die Nevifion an und beſtimme eins 

elne Punkte, auf welche ſich dieſelbe beziehen ſolle; der Commiſſionsvor⸗ 
lag aber laſſe es zweifelhaft, ob nicht gewiſſe Beſtimmungen der Regler 
ments ſchon jetzt auſgehoben ſein ſollen. 

Herr von Knebel⸗Döberitz hält die ganze Sache noch nicht für reif zur 
Beſchlußfaſſung; man habe nur die Privatgeſellſchaften, nicht aber auch die 
öffentlichen Feuerſocietäten gehört; denn in den Motiven ſteht allerdings, 
die öffentlichen Societäten wären einverſtanden mit der Vorlage; aber unter 
welchen Vorbehalten fie ji, einverſtanden erklärt haben, davon ſteht nichts 
in den Motiven. Redner leugnet entſchieden das Bedürfniß zu einem der⸗ 
artigen Geſetze, wie das vorliegende. ? 

Profeſſor Dernburg. empfiehlt die Annahme der Regierungsvorlage 
mit folgendem Zuſatze am Schluſſe des Paragraphen; „Die Aufhebung des 
Seite zur e von Grundſtücken bei den öffentlichen Feuer⸗ 

ocietäten kann nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen.“ 

Profeſſor Baumſtarck beantragt hinter dem Worte „nur“ im Zuſatz⸗ 
antrage des Profeſſor Dernburg einzufügen: „gegen den Willen der 
BSocietäten. 5 95 2 2 

Bei der Abſtimmung wird die Commiſſionsvorlage einſtimmig abge: 
lehnt, die Regierungsvorlage mit den Amendements des Grafen Stol⸗ 


4 berg, des Proſeſſor each und des Profeſſor Baumſtarck angenommen. 
8 e 


ſchluß 4% Uhr. Sitzung Donnerstag 1 Uhr. (Umzugs: 


tioſten der Staatsbeamten, kleinere Geſetze und Petitionen ) 


Berlin, 7. Febr. [Amtlihes.) Se. Mojeät der König hat dem 
Dompfarrer, Conſiſtorial- Rath Kretſchmar zu oͤnigsberg i. Pr., und dem 
Nealſchul⸗Oberlehrer a. D., Profeſſor Ferdinand Peisker zu Berlin, den 
Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem katholiſchen Hauptlebrer und 
Organiſten Mücke zu Slawentziz im Kreiſe Koſel den Adler der Inhaber 
des königlichen Hausordens von Hohenzollern verliehen. 

Se. Majeftät der Kaiſer hat im Namen des Deutſchen Reichs den 
kaiſerlichen Ober⸗Procurator Ittenbach in Metz zum kaiferliben Geheimen 
Regierungsrath und vortragenden Rath im Reichs⸗Juſtizamt Allergnädigſt 
ernannt. Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben im Namen des 
Deutſchen Reichs den Kaufmann Georg A. v. Lingen in Baltimore zum 
Conſul des Deutſchen Reichs ernannt. 

[Patente.] Preußen. Das dem Agenten Heinrich Rätge zu Berlin 
Umfang des preu⸗ 
hf 2 1 i durch gepreßte Luft betriebenes 
Signal für Eiſenbahnen“ iſt aufgehoben. i 

[Patente.] Preußen. Dem Herrn Friedrich Siemens zu Dresden 


unter dem 31. Januar auf eine Glaslauterungs⸗Vorrichtung in Glasſchmelz⸗ 
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Reglements der öffentlichen 


7 
4 


Wannenöſen auf 3 Jahre. — Dem Dr. Guſtav Rofenthal aus London 
unter dem 29. Januar auf ein Verfahren zur Herſtellung von Eiſenmangan⸗ 
Legirungen, auf 3 Jo ore. 2 

Königreich Sachſen. Verlängert bis 5. Februar 1878 Frift zu Aus⸗ 
führung des Karl Stark, Nürnberg, unterm 5. Febr. 1876 auf einen neuen 
Petroleumkochapparat ertheilten Patents. ö 

Heſſen. Auf 3 Jahre. 8. December 1876, Julius Fölſche und Bruno 
Lange, Magdeburg, Conſtruction einer ſelbſtthätigen Rangir⸗ und Eiſen⸗ 
bahnwagen⸗Bremſe: — 18. December, Gebrüder Pfitzer, Oſchatz im König⸗ 
reich Sachſen, Conſtruction von Centeſimal⸗ und Decimalwaagen; — Anton 
Bohlten, Varel an der Jahde, im Großherzogthum Oldenburg, Butter⸗ 
maſchine; — 19. December, Wilhelm Henigſt, Columbus, im Staate Ohio, 
in Nordamerika, Conſtruction einer ſogenannten Drillmaſchine und ſo⸗ 
genannter Kartoffelgräber; Heinrich Kernaul, Berlin, Wellen⸗ 
kuppelung und Befeſtigungsweiſe von Rädern, Riemenſcheiben u. ſ. w. 
auf Wellen; — Jacob Görtz, rg: Conſtruction von Schulſubſellien; 
— Guſtav Dato, Caſſel, Fahrmeſſer für Locomotiven: — 20. December, 
G. H. Jochem, Worms, pneumatiſcher Apparat für Heilzwecke; — 
Albert Petzold und Otto Sanden, Berlin, Funken⸗Löſch⸗Apparat 
für Locomotiven; Marie Léon Buret de Longagne, 
Schärbeek bei Brüſſel, Dampfwagen für den Transport auf Schienen; — 
Wilhelm Helmsmüller, Diepholz, im Königreich Preußen, Conſtruction 
der Dreſch⸗Trommel an ſog. Breit⸗Dreſchmaſchinen; — Friedrich Krupp, 
Eſſen, hydrauliſche Bremsvorrichtung für Schiffslafetten; — 21. December, 
Asbeck, Oſthaus, Eicken u. Comp., Hagen, Verfahren zur Herſtellung 
von Stahleiſen; — 23. December, Gasmolorenfabrik Deutz in Deuß 
bei Köln, Conſtruction eines Gasmotors; — Leopolder, Streiff⸗ Becker 
u. Comp., Wien, Conſtruction eines Waſſermeſſers; — Ernſt Schuſter 
und Hugo Bär, Berlin, Conſtruction eines Petroleumlampen⸗Rundbren⸗ 
ners; — 2. Januar 1877, Alexander Wetzlar, Leipzig, Verbeſſerung an 
Maſchinen zur Vereinigung und Zuſammenpreſſung loſen Cryſtallzuckers, 
— Gebrüder Dültgen, Wald bei Solingen, Verbeſſerung an der Con⸗ 
ſtruction von Regenſchirmgeſtellen; — 3. Januar, Friedrich Eduard Blacket 
Beaumont, London, federnde Rollenſchlittſchuhe; Henri Proſper Ollivier 
Liffagaray, Brüſſel, Verfahren zur Herſtellung von Dünger aus Leder, 
Lederrückſtänden ıc.; — 6. Januar, Marie Léon Buret de Longagne, 
Schärbeek bei Brüſſel, Verbeſſerungen an Dampfkeſſeln; — 16. Januar, 
James Urquhart, Mancheſter, und William Ward Andrews, Kingsland 
Road in England, Verbeſſerungen an naſſen Gasmeſſern. 

Braunſchweig, 26. Jan. Joshua Nickerſon Rowe, Liverpool, Ver: 
fahren nebſt Apparat zur Herſtellung von Torfkohle, auf fünf Jahre. 

Sachſen⸗ Meiningen, 25. Jan. Albert Zipſer, Krakau, Einrichtung 
kn a zur Umgeſtaltung von Getreidekörnern in Gries, bis 
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Schaumburg⸗Lippe, 26. Jan. Albert Zipſer, Krakau, neue Ein: 
richtung von Schneidewalzen zur Umgeſtaltung von Getreidekörnern in 
Gries, auf fünf Jahre. : 

Berlin, 7. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
hörten heute den Vortrag des Geheimen Cabinets⸗Raths von Wil⸗ 
mowski und empfingen den Commandeur der 28. Cavallerie⸗Brigade, 
General⸗Major Grafen Lynar, ſowie den Großherzoglich mecklenbur⸗ 
giſchen Ober⸗Jägermeiſter a. D. von Bülow ⸗Küren. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! beſuchte geſtern das 
Auguſta⸗Hoſpital. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
beſuchte geſtern Vormittags mit Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen 
Wilhelm das hieſige Cadettenhaus und verweilte daſelbſt längere Zeit. 

# (Reichsanz.) 

O Berlin, 7. Febr. [Der Reichstag. — Der Bundes⸗ 
rath. — Der Etat für Elſaß⸗Lothringen.] Die amtliche An⸗ 
kündigung der Berufung des Reichstages iſt dieſes Mal ziemlich früh 
erfolgt und zwar zunächſt wohl in Folge früher vielfach geäußerter 
Wünſche der Reichstagsmitglieder. Außerdem hat aber wohl die Abſicht 
mitgewirkt, dem Landtage die Nothwendigkeit der Beſchleunigung feiner 
Arbeiten noch näher zu legen, als ſchon vielfach geſchehen if. Daß 
der Reichstag nicht ſpäter berufen werden konnte, ergiebt ſich klar aus 
einer einfachen Berechnung. Vom 22. Februar bis zum Beginn der 
Charwoche ſind nur vier Wochen, ein Zeitraum, der, da der neu ge⸗ 
wählte Reichstag jedenfalls auch durch ſeine Conſtituirung und die 
Wahlprüfungen ſehr in Anſpruch genommen ſein wird, für die Feſt⸗ 


eteſtellung des Etats gewiß nur ſehr knapp bemeſſen iſt. Dieſe Berech⸗ 


nung legt auch den Gedanken nahe, wie unerträglich es ſein würde, 
wenn der Landtag nicht zum 24. Februar geſchloſſen werden könnte. 
— Auf der Tagesordnung der morgen ſtattfindenden Bundesraths⸗ 
Sitzung ſtehen an Vorlagen des Reichskanzler⸗Amtes: der Beitritt 
Deutſchlands zu der Vereinbarung zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und 
Italien über den Schutz nützlicher Vogelarten; die Zuläſſigkeit der Er⸗ 
hebung von Eiſenbahn⸗Expeditionsgebühren im Durchgangs⸗Verkehr; 
die Einwirkung der Eiſenbahn⸗Frachttarife auf die Conecurrenzfähigkeit 
der Spiritus⸗Exportſätze, die Feſtſtellung des Feingehalts der Gold⸗ 
und Silberwaaren und endlich der Entwurf eines Patentgeſetzes; — 
ferner Mittheilungen über die Feſtſtellung von Normalmaßen für den 
Ausbau von Waſſerſtraßen und über die Einziehung des Staatspapier⸗ 
geldes Schwarzburg⸗Rudolſtadt. Weiter ſoll Beſchluß gefaßt werden 
über den Antrag, betreffend die Wiedervorlegung des Geſetzentwurfs 
wegen der Unterſuchung von Seeunfällen. — Der Etat für das 
Reichskanzleramt für Elſaß⸗Lothringen pro 1877/78 beziffert ſich in 
ſeinen fortdauernden Ausgaben auf 171,760 M., 47,770 M. mehr 
als im Vorjahr. Unter den Mehrausgaben finden ſich 20,000 M. 
für ſächliche und gemiſchte Ausgaben, welche bisher aus den betreffen⸗ 
den Fonds des Reichskanzleramts beſtritten wurden, für welche aber 
die Errichtung eines beſonderen Fonds ſich als nothwendig erwieſen hat. 

Dresden, 6. Februar. [Der Landeswahl⸗Ausſchuß der 
deutſchen Fortſchrittsparteil in Sachſen hielt am Sonntag in 
Döbeln eine Verſammlung ab, zu der alle fortſchrittlichen Landtags⸗ 
abgeordneten und mehrere hervorragende Mitglieder der Partei ein⸗ 
geladen waren. Es wurde bei dieſer Verſammlung u. A. auf das 
unermüdliche Beſtreben aufmerkſam gemacht, eine Vereinigung der 
conſervativen und der nationalliberalen Partei zu Stande zu bringen. 
Uebereinſtimmend war man der Anſicht, die Fortſchrittspartei, die nun 
ganz allein Vertreterin der liberalen Grundſätze iſt, müſſe unter dieſen 
Umſtänden doppelt vorſichtig gegen jede Verbindung mit den Pſeudo⸗ 
liberalen ſein. 

Aus Würtemberg, 6. Febr. [Erklärung des Biſchofs 
Hefele.] Verſchiedene Blätter veröffentlichen nachſtehenden Brief des 
Biſchofs v. Hefele von Rottenburg an einen gewiſſen W. Walter von 
Jony vom 13. April v. J., betreffend die Unfehlbarkeit ‚ 

„Sehr geehrter Herr! Ihrem Wunſche entſprechend, beehre ich mich, ob: 
wohl wegen der Ceremonien des Grün⸗Donnerstages beſonders in Anſpruch 
genommen, folgende Zeilen an Sie zu richten. 8 iſt mir beinabe unver⸗ 
ſtändlich, wie die Verkündigung der lehramtlichen Unfehlbarkeit des Papſtes, 
wenn er ex cathedra eine Glaubens⸗Entſcheidung giebt, Sie vom Empfange 
der heiligen Sacramente zurückhalten kann. Schon vor dem vaticaniſchen 
Concil glaubten alle Katholiken, eine Glaubens⸗Entſcheidung ſei unfehlbar, 
) wenn der Papſt und die Biſchöfe auf einem Concil verſammelt dieſelbe 
ausgeſprochen; 2) wenn die Biſchöfe auf einem Concil eine ſolche Entſchei⸗ 
dung getroffen und dieſe vom Papſte gutgeheißen worden; 3) wenn der 
Papft aus ſich eine ſolche Lehr⸗Entſcheidung getroffen und die Biſchöͤfe die: 
ſelbe, getrennt von einander, d. h. die Biſchöfe auf ihren einzelnen Sitzen, 
ſtillſchweigend angenommen. Dies war der Glaube aller Katholiken ſchon 
vor dem Concil. Außerdem glaubte eine große Zahl Gottesgelehrter, 4) 
eine ſolche Glaubens⸗Eniſcheidung ſei unfehlbar von dem Augenblicke an, 
wo der Papſt ſie ausgeſprochen ex cuthedra, d. h. ſich feierlich an die 
ganze Kirche wendend, unabhängig von der nachträglichen Zuſtimmung der 
einzelnen Biſchöfe. Sie wiſſen, daß ich letzterer Meinung nicht war, aber 
ſie war die Meinung der immenſen Mehrheit und hat die Beſtätigung des 
Papſtes erhalten. Bald nachher haben auch die übrigen Biſchöfe, die auf dem 
Concil dagegen oppenirt, dieſe Entſcheidung der Majorität und des Papſtes 
angenommen, und ſo mußten ſie handeln. Sie begreifen wohl, Herr Walter, 


2 — re * * a 
daß, wenn ich Ihnen nicht hätte beiſtimmen wollen, ich damit offen erklärt 
hätte: „Der apıt und die mit ihm vereinten Biſchöfe find nicht unfehlbar, 
ſondern ich, der liebe Ich, Ich bin unfehlbar“. © glich, Herr Walter, wenn 
auch Sie die Entſcheldung des vaticaniſchen Concils nicht annehmen, ſo 
ja en auch Sie ſich: „Der Papſt und alle Biſchöfe mit ihm irren; aber ich, 
S0. Wilbelm Walter, ich bin unfehlbar, ich kann nicht irren, durchaus nicht 


und unter keinen Umſtänden“. Wenn Sie wirklich eine ſolche hohe Meinung 


von ſich je haben, dann ift Ihre Handlungsweiſe logiſch, und thun Sie 
ſehr wohl daran, ſich vom Empfang der Sacramente fern zu halten 
(Hieran ſchließen ſich noch einige andere Controverspunkte.) Ihnen wünſcht 
in Chriſto alles Heil. Rottenburg, am Grün⸗Donnerstag 1876. + Karl 


Joſeph, Bilder“. 
Deſterreich. 


Heft, 7. Febr. [Die Miniſter.] Wie der „Peſter⸗Lloyd“ er⸗ 
fährt, würden die ungariſchen Miniſter in dem heute ſtattfindenden 
Miniſterrathe ihr Entlaſſungsgeſuch nebſt den Motiven formuliren. 
Morgen würden ſich dann die Miniſter Tisza und Szell nach Wien 
begeben, um dem Kaiſer das Entlaſſungsgeſuch perſönlich zu über⸗ 


reichen. 
Schweiz. 


Bern, 1. Febr. [Ueber den von uns bereits erwähnten 


bemerkenswerthen Fall 


macht im Augenblick großes Aufſehen. Der Caplan Krauer in 
Malters, Canton Luzern, lag auf dem Sterbebette. Drei oder vier 
Tage vor ſeinem Tode erſchien der Pfarrer Stocker von Kriens bei 
ihm zu Beſuche. Damals ſprach der Caplan noch den feſten Willen 
aus, ſeinen einzigen, in armſeligen Verhältniſſen lebenden Erben, 
einem Schmiedemeiſter in Kriens zum Haupterben einzuſetzen. Nun 
erſchien der biſchöfliche Kanzler Duret, nachdem er vorher einen 
Juriſten conſultirt, ob die Schenkung der Vermögensftüde in Form 
einer Abtretung und Uebergabe rechtsförmlich genügend ſei, was be⸗ 
jaht wurde. In dieſer Form nun erfolgte in letzter Stunde die 
Schenkung und jeder Schuldbrief wurde dem biſchoͤflichen Kanzler ein⸗ 
zeln abgetreten. Die Formel lautete: „Abgetreten an Herrn Kanzler 
Duret und bin dafür befriedigt.“ Der Kanzler hält es nun aber 
doch für noͤthig, ſich mit dem geſetzlichen Erben zu verſtän⸗ 
digen. „Zwei Tage lang waren drei bis vier Hochwürdige um den 
armen Schmied Pfyffer beſchäftigt“, berichtet man hierüber den „Basl. 
N.“, ſie ſchloſſen deſſen Wohnung ab und verhinderten in letzter 
Stunde, daß Pfyffer ſich mit den Verwandten feiner Braut berathen 
konnte. Jetzt plötzlich iſt Duret der Beſitzer des Krauer'ſchen Vermö⸗ 
gens, er giebt davon 2000 Fr. (etwa den zwanzigſten Theil) dem In⸗ 
teſtaterben, der ein Notherbrecht auf die Hälfte des Nachlaſſes hat. 
Allein er giebt dieſe 2000 Fr. ſammt Zinsnachlaß von anderen Werthen 
dem Pfyffer nur, „weil der Verſtorbene ihm dieſen einigermaßen em⸗ 
pfohlen hat“. So ſteht es im Vergleich. Warum aber Duret dieſer 
Empfehlung erſt Folge gab, als auch die ultramontanen Blätter über 
ſein Vorgehen Tadel ausſprachen, warum früher Duret gegenüber der 
Vormundſchaftsbehörde Pfyffers fi) deſſen weigerte, das iſt noch un⸗ 
aufgeklärt. Es iſt nunmehr von der Vormundſchaftsbehörde gegen 
Duret wegen Erpreſſung des Vergleiches und Dieb— 
ſtahl an Krauer die Einleitung des Straf- Verfahrens bean⸗ 
tragt“. Intereſſant bei der Geſchichte iſt noch, daß der Ver⸗ 
ſtorbene trotz ſeiner außerordentlichen Frömmigkeit ſein Vermögen gar 
nicht beſteuert, während die Gemeinde von Armen: und Polizeiſteuern 
beinahe erdrückt wurde. Die Gemeinde koͤnnte nun eine doppelte Nach⸗ 
ſteuer von 10 bis 20 Jahren zurückfordern, wenn eben Duret den 
Erblaſſer nicht vollſtändig ausgeplündert hätte. Die Erbitterung der 
Gemeinde Malters ſoll um fo größer fein, als der Verftorbene wieder⸗ 
holt erklaͤrt haben ſoll, er wolle einen Theil ſeines Vemögens dem 
dortigen Waiſenhauſe zukommen laſſen. Was nun den Prozeß anbe⸗ 
trifft, ſo meinen die „Basl. N.“, daß wenig Ausſicht vorhanden iſt, 
ihn ſiegreich durchzuführen. Erſt jüngſt ſei eine ganz gleiche Straf⸗ 
unterſuchung gegen zwei Geiſtliche in Münſter fallen gelaſſen worden, 
die einem Chorherrn auf dem Todtenbette noch ſeinen Nachlaß ab⸗ 
nahmen. Es fanden ſich geiſtliche Zeugen, welche erklärten, jener 
Chorherr habe ſchon vor Jahren geſagt, ſeine Erben müſſen von ihm 
nichts haben, fein Vermögen gehöre der Kirche. Das Blatt meint, es 
würden ſich auch jetzt ähnliche Zeugen finden. 

# Zürich, 4. Febr. [Zur Parifer Welt ausſtellung. — 
Von der Simplonbahn. — Militairiſches. — Beſchlüſſe 
von Züricher Arbeitervertretern. — Vereinfachung amt⸗ 
licher Schriftſtücke. — Aus Teſſin. — Maipilgerfahrt. — 
Der Gemeinderathzu Goſſau.] Auf eine Anfrage aus der Waadt hat 
der Bundesrath geantwortet, er werde einen Credit für die Beſchickung der 
Pariſer Ausſtellung beantragen. Die Entſcheidung ſteht aber bei der Bundes⸗ 
verſammlung. — Der Nachnahmeverkehr der Schweiz mit Oeſterreich⸗ 
Ungarn iſt wieder aufgenommen, jedoch nur bis zur Summe von 
200 Fr. — Den Actionären der Simplonbahn eröffnete ihr Director 
Céréſole recht günſtige Ausſichten auf Beihilfe von Seiten Frankreichs 
und Italiens. Dieſe Länder werden aber doch wohl erſt das Schick⸗ 
ſal des großen Gotthardloches abwarten. — In Folge vorgekommener 
Ungebührlichkeiten hat das eidgenöſſiſche Militärdepartement verfügt: 
1) es dürfen im Heere keine Disciplinarfirafen angewendet werden, 
welche im Militärſtrafgeſetz nicht vorgeſehen ſind; 2) die zuläſſigen 
Strafen ſind im Sinne des Geſetzes ſelbſt zu verhängen und nicht 
in einer ſchädlichen und daher unſtatthaften Weiſe zu bemeſſen; die 
Form der Beſtrafung ſoll das Selbſtgefühl des Fehlbaren möglichft 
ſchonen. — Dadurch, daß man im Militärdepartement den Lieferanten 
ſchärfer auf ihre doppelkreldigen Finger ſchaut, iſt ſeit einiger Zeit 
ſchon manches Tauſend erſpart worden. — In einer Verſammlung 
von Züricher Arbeitervertretern wurde der löbliche Beſchluß gefaßt, im 
Wege der Geſetzgebung die unentgeltliche Krankenpflege in den öffents 
lichen Spitälern zu erzielen, fo daß ein unglücklicher Kranker nicht, 
auch noch um 50 Fr. Vorausbezahlung ꝛc. gekränkt wird. Dieſelbe 
Verſammlung beſchloß auch, für Einführung des allein gerechten Wahl⸗ 
ſoſtems nach Verhältniß der Parteienſtärke und für Erleichterung des 
Steuerdrucks in den unteren Gegenden der Geſellſchaft zu wirken. — 


Nach einer Verordnung der Solothurner Regierung ſoll in den amt⸗ 


lichen Schriftſtücken die Titelei und aller kurialiſtiſche Krimskrams 
weggelaſſen werden. In unſerm papiererſtickten Zeitalter iſt das ſehr 
zu empfehlen. — Der Punkto Sittlichkeit faule Pfarrer Choppuis in 
Fulenbach hat eingeſtanden und vor Gericht zwei Jahre Gefängniß 
und fünfjährige Einſtellung im Actiobürgerrecht davongetragen. — 
Die Teſſiner Liberalen tröften ſich über ihre weſentlich den Pfaffen zu 
verdankende Niederlage, wie bei Ihnen zu Lande: „Das iſt zwar 
ſchlimm, aber noch lange nicht fo ſchlimm, als wenn es noch mal fo 
ſchlimm wäre.“ In der That haben ſie im ganzen Canton faſt 
12,000 Stimmen gemacht, während ihre Gegner nur mit kaum 
13,500 Stimmen fiegten. — Im Plusverein wird eine große Mal⸗ 
pilgerfahrt nach Rom zum Biſchofsjubiläum Pio nono's angeregt, 
beſtehend nicht blos aus Männlein, ſondern auch aus Weiblein; ohne 


letztere wär's ja auch unmoraliſch und langweilig. — Der Gemeinde? 


rath zu Goſſau, Canton St. Gallen, ift gerichtlich zu 40 Fr. Buce 
und in die Koften verfällt worden, weil er dem Begräbnißgeſetz zuwider 
einen Selbſtmörder in der Ecke des Kirchhofs hatte verſcharren laſſen. 


von geiſtlicher Erbſchleicherei! 4 
ſchreibt man der „Voſſ. Ztg.“: „Ein Fall von geiſtlicher Erbſchleicherei 


4 


r 


ere 
Paris, 5. Febr. [Parlamentariſches. — Zum Preß⸗ 


0 
5 8 
ie. eſetz. — Die Kriſis in Lyon. — Gegen den Caſſations⸗ 


18 Aus Avignon. — Gambetta über den Laien⸗Unter⸗ 
— Zur orientaliſchen Frage.] In Verſailles ging es 


He dor der Sitzung ziemlich lebhaft zu. Man erwartete Aufſchluß 
0 ber, ob die Intranſigentengruppe der äußerſten Linken bei ihrem 
erhaben beharre, den Conſeilpräſidenten über die allgemeine Politik 

r Regierung reſp. die Suspendirung der „Droits de l'homme“ zu 
erpelliren. Die Fraction war zu einer Berathung zuſammenge⸗ 
eien. In der That hieß es bald, daß die Interpellation ſtattfinden 
Ink. Madier de Montjau war mit derſelben beauftragt worden; er 
ale ſich zu Jules Simon begeben, um ihm von dem Beſchluſſe 
ner Partei Kenntniß zu geben und die Feſtſetzung eines Termins 
Al die Debatte zu verlangen. Alle anderen republikaniſchen Gruppen 
g keigten ſich der Interpellation feindlich; auch in der Gambetta⸗Partei 
vurde ſie getadelt und man kam überein, für ihre Vertagung um 
5 den Monat (die längſte Vertagungsfriſt, welche das Reglement ge⸗ 
latte) zu ſtimmen. Inzwiſchen verbreitete ſich eine Nachricht, welche 


15 das völlige Unterbleiben der Interpellation zur Folge haben könnte. 
C exiſtirt in der Kammer eine Commiſſion, die ſich damit beſchäftigt, 
emige Ordnung in die äußerſt reichhaltige und confuſe Preß⸗Geſetz⸗ 
gebung zu bringen. Sie hat noch für lange Zeit zu thun, aber an⸗ 
geſichts der Aufregung, welche durch die jüngſten Preßprozeſſe veranlaßt 
worden, hat ſie beſchloſſen, ſchon jetzt mit einem Specialvorſchlage 
{ dor die Kammer zu treten. Dieſer Vorſchlag zielt auf die 
Aeſchaffung mehrerer Geſetze (bon 1828 und 1868, ſowie 1875) ab. 
1 Die Journale ſollen nicht mehr durch richterliche Entſcheidung ſuspen⸗ 
5 rt werden können, die Preßprozeſſe ſollen nicht mehr dem Zucht⸗ 
beltzeigericht, fondern, wie es das Geſetz von 1871 verfügte, dem Ge- 
worenengerichte anheimfallen. Alb. Grévy iſt von der Commiſſion 
mit der Abfaſſung des Berichts beauftragt worden. Die Einbringung 
eſes Geſetzvorſchlages würde ohne Zweifel ſehr zur Beſchwichtigung 
Gemüther beitragen. Weniger Ausſicht auf Erfolg hat ein An⸗ 
ag, welchen Naquet heute in der äußerſten Linken vorlegte, der An⸗ 
rag auf Erlaß einer allgemeinen Amneſtie für Preßvergehen. — Beide 
ammern halten heute Sitzung. Beim Anfang der Verhandlung in 
der Deputirtenkammer brachte Ordinaire, einer der Lyoner Deputirten, 
8 e traurige Lage der Arbeiter in dieſer zweiten Hauptſtadt von Frank⸗ 
gl zur Sprache. Schon ſeit längerer Zeit leidet die Seideninduſtrie 
de Lyon unter einer ſehr bedenklichen Kriſis. In Folge der Erhöhung 
; r Tarife und des hohen Preiſes der Rohſtoffe (fie find um 80 pE 
im Preiſe geſtlegen) können die Seidenfabrikanten nicht mehr arbeit 
Y Allen; 50,000 Arbeiter find brotlos und mit den vom Lyoner Ge: 
meinderath bewilligten 200,000 Franken läßt ſich unter dieſen Um⸗ 
anden natürlich ſehr wenig ausrichten. Auf Ordinaire's Anfrage, was 
die Regierung zu thun gedenke, erwiderte Jules Simon, er werde alles 
ögliche aufbieten, um Abhilfe zu ſchaffen und den brotloſen Arbeitern 
eſchäftigung zu geben. Nur im Falle, daß alle anderen Bemühungen 


nung eines größeren Credits verlangen. — Das Urtheil des Caſſa⸗ 
tlonshofs in Sachen der gemiſchten Commiſſionen wird in den Blättern 
noch immer leidenſchaftlich discutirt; der Caſſationshof iſt bei dieſen 
Discuſſionen arg mitgenommen worden. Die Regierung hat ſich durch 
die Haltung des oberſten Gerichtshofes ihrerſeits zu einem Entſchluſſe 
antreiben laſſen. Binnen einem Monat etwa tritt, wie man weiß, 
1 5 Präſident des Caſſationshofs, Devienne, ein Bonapartiſt vom 
j 2 Waſſer, in den Ruheſtand, weil er die geſetzliche Altersgrenze 
erſetzt Weid er ſoll durch Larombiere, einen entſchiedenen Republikaner, 
Republikan en. Auch für die Präſidentſchaft des Appellhofs iſt ein 
geſtern ei er in Ausſicht genommen. — Mehrere Zeitungen ſetzten 
Umlauf n Gerücht von bevorſtehenden Veränderungen im Cabinet in 
ſtande DR ies Gerücht wird heute offieiös dementirt. In dem Zu⸗ 
Gerten es Juſtizminiſters Martel iſt eine entſchiedene Beſſerung ein: 
feine Cande Der Clerico-Monarchiſt du Demaine ſtellt von Neuem 
ie andidatur in Avignon auf; ſein Rücktritt war alſo, wie man 
19 bett, eine bloße Finte. — Vor Kurzem wurde gemeldet, daß 
gerich! glieder des Generalraths der Nievre eine Adreſſe an Mae Mahon 
Drir, 1 haben, worin ſie ſich über die Abſetzung des bonapartiſtiſchen 
mei den beſchweren. Unter dieſen Herren befinden ſich mehrere Bürger⸗ 
er. Jules Simon will, wie man ſagt, dieſelben abſetzen. — 
Auer er Salla Vallentino fand geſtern eine Conferenz zum Vortheil 
5 lich gegründeten Laienſchule ſtatt. Wie vor acht Tagen in 
die 05 Tivoli⸗Vauxhall führte Gambetta den Vorſitz und er ſchloß 
Rede onferenz mit einer glänzenden und enthuſiaſtiſch aufgenommenen 
wi über die Vorzüge des Laien⸗Unterrichts. — Erſt heute iſt in der 
Bye Botſchaft hierſelbſt der Text des Gortſchakoff ſchen Rund⸗ 
eute ens angelangt, von welchem Fürſt Orloff dem Due Decazes 
reite eine Abſchrift zuſtellen wird. Für den Anfang des März be⸗ 
deſſen des Miniſter des Außern die Ausgabe eines Gelbbuches vor, 
rien Focumente. wie man verſichert, ſich faſt ausſchließlich auf die 
und aliſche Frage beziehen, Lord Salisbury iſt heute hier angekommen 
De Chan nach kurzem Aufenthalt die Reiſe nach London fortgeſetzt. 
in Mebrderdd wird für morgen erwartet; er wird auf ſeinen Poſten 
Victor id zurückkehren. — Am 26. Februar ſoll der 2. Theil von 
iſt welt duge“ Legende des Siècles im Buchhandel erſcheinen. Er 
umfangreicher ar = Theil und umfaßt zwei Bände. 

2 e ten. 
Stier rüffer, 2. Febr. [Der nal von Terneuzen.] Augen: 
reibt man der „Frkf. Ztg.“, find neue Verhandlungen 
em Haag und Brüſſel im Gange, bezüglich des Canals von 
Man wird ſich der Angelegenheit erinnern, welche voriges 
vor den Wahlrn in der Deputirtenkammer ſcheiterte. Es 
um die Vertiefung und Erweiterung jenes Canals, welcher 


achen weigerte 
ihr ni. la ſelbſt deren Verfertigung durch Belgien zu geſtatten, wenn 
edeutende Reductionen der Eiſenbahntarife und be⸗ 
chifffahrtszolle eingeräumt wären. Dieſe wurden von 
mern nicht gebilligt. Jetzt handelt es ſich zwiſchen 
Regierungen um den Verkauf zweier Eiſenbahn⸗ 
i ael, Bredo und Rooſendael — Moerdyck) die dem 
ge angehören, um den Preis von 7 Millionen Francs 
Recht, den Canal auf holländiſchem Gebiete erweitern 

le die „Flondre liberale“ wiſſen will, ſollen die Ver⸗ 


Provinzen bel die em Wege ſein. Für den Handel der Rhein⸗ 


——— Sache ihren Werth. 
Provinzial-Zeitung. 


1 F. Bres 
Reihe feiner Ya, 7. Febr. [Der Handwerkerverein] hat in der 
nen. Herr Dr, Ja denden abermals eine neue ſchaͤtzbare Kraft zu verzeich⸗ 
Verſammlung dor n bielt in der am Montag abgehaltenen allgemeinen 
aufgenommenen Vor lreich erſchienenen Zuhörern einen mit regem Intereſſe 

g rag, zu deſſen Thema er den „Kohlenſtoff und ſeine 


die Interpellanten felber wieder ſtutzig machte und welche ſehr wohl]; 


erfolglos bleiben ſollten, werde der Miniſter von der Kammer die Er: ſelb 


aus in die Schelde über Niederländiſches Gebiet führt.] 
ſich, die zu dieſem Zwecke nöthigen Arbeiten zu 


— 


ernannt. v. Schirmeiſter, Oberſt⸗Lt. und Bez.⸗Commdr. des 2. Bats. (Pr.⸗ 
Stargardt) 8. Pomm. Landwehr⸗Regts. Nr. 61, von dieſer Stellung ent⸗ 
bunden. zur Megede, Major vom 8. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 61, zum Bez.⸗ 
Commdr. des 2. Bats. (Pr.⸗Stargardt) 8. Pomm. Landw.⸗Regts. Nr. 61 
ernannt. v. Braunſchweig, Major, aggr. dem Colberg. Grenadier⸗Regiment 
(2. Pomm.) Nr. 9, in das 8. Pommerſche Inf.⸗Regt. Nr. 61 einrangirt. 
v. Liebenau, Major und Rien Adjut. des Kronprinzen Kaiſerl. und Königl. 
Hoheit, unter Belaſſ. in dieſem Verhältniß, zur Dienſtleiſt. als militäriſcher 
Begleiter des Prinzen Friedrich Wilhelm von Preußen Königl. Hoheit, 
v. Helden⸗Sarnowski, Gen.⸗Major und Commdr. der 14. Feld⸗Art.⸗Brigade, 
bis ultimo Mai cr. zur Dienftleift. bei dem Gen.⸗Feldzeugm. und Chef der 
Art. Prinzen Carl von Preußen Königl. Hoheit commandirt. Beck, Hauptm. 
und Battr.⸗Chef vom Schleſ. Feld⸗Art.⸗Regt. Nr. 6, zum 1. Dep.⸗Offiz. beim 
Zrain:Bataillon Nr. 15 ernannt. Hannig, Hauptm. & la suite des 3. Nieder⸗ 
ſchleſiſchen Inf. Regts. Nr. 50, Direct.⸗ Aſſiſt. und commandirt als Vorſtand 
des Munitions⸗Rev.⸗Commandos in Sömmerda, zur Zeit commandirt zur 
Munitions⸗Fabrik in Erfurt, unter Entbind. von beiden Commandos, zur 
Gewehrfabrik in Danzig, Daum, Premier ⸗Lt. à la suite des 2. Oberſchleſ. 
Inf.⸗Regts. Nr. 23, Deroct.⸗Aſſiſt. der Gewehrfabrik zu Erfurt, zur Gewehr⸗ 
fabrik in Spandau, Haberſtrohm, Premier⸗Lieutenant vom 4. Oberſchleſiſchen 
Inf.⸗Regt. Nr. 63, commandirt zur Gewehr⸗ und Munitionsfabrik in Erfurt 
und von letzterer zur Seit zu dem Munitions⸗Rev.⸗Commando in Sömmerda 
abcommandirt, unter Entbündung von dem letzteren Commando zur Gewehr⸗ 
und Munitionsfabrik in Spandau, ſämmtlich zum I. April 1877 verſetzt. 
v. Waligorski, Premier⸗Lieutenant à la suite des 2. Schleſ. Gren.⸗Regts. 
Nr. 11 und Direct.⸗Aſſiſt. bei der Gewehrſabrik zu Spandau, zum 1. April 
d. J. zur Munitionsfabrik in Erfurt verſetzt. ache, Zahlm.⸗Aſpir., zum 
Zahlm. beim 2. Bat. 1. Poſen. Inf.⸗Regts. Nr. 18 ernannt. von Döring, 
Oberſt⸗Lieut. vom 5. Brandenburg. Inf.⸗Regt. Nr. 48, zum Commandeur 
des Cadettenhauſes in Wahlſtatt ernannt. Oeſterheld, Major und Commdr. 
des Cadettenhauſes in Wahlſtatt, als Bats. Commdr. in das 5. Brandenb. 
Inf.⸗Regt. Nr. 48 verſetzt. von der Hardt, Oberſt⸗Lieut. z. D. und Bezirks⸗ 
Commdr. des 2. Bat. (Recklingshauſen) 5. Weſtfäl. Landw.⸗Regts. Nr. 53, 
in gleicher Eigenſchaft zum Reſerve⸗Landw.⸗Bat. (Glogau) Nr. 37 verſetzt. 
Reichert, Oberſt⸗Lieut. z. D., zuletzt Major und Abtheilungs⸗Commdr. im 
Niederſchleſ. Feld⸗Art.⸗Regt. Nr. 5, zum Bez.⸗Commdr. des 2. Bats. (Red: 
linghauſen) 5. Weſtfäl. Landw.⸗Regts. Nr. 53 ernannt. v. Trützſchler und 
Falkenſtein, Oberſt⸗Lieut. z. D. und Commdr. des Neſ.⸗Landw.⸗Bats. (Glo⸗ 
gau) Nr. 37, von dieſer Stellung entbunden. Tichelmann, Zeug⸗Hauptm. 
vom Art.⸗Depot in Glogau, mit Penſion nebſt Ausſicht auf Anſtellung im 
Civildienſt und feiner bisberigen Uniform der Abſchied bewilligt. Conrad, 
Haupim. von der Landw.⸗Inf. des 2. Bats. (Hirſchberg) 2. Niederſchleſiſchen 
Landw.⸗Regts. Nr. 47, mit der Landw.⸗Armee⸗Unif. der Abſchied bewilligt. 


Sprechſaal. 


Ueber Breslau's Apotheken⸗Verhältniſſe. 


Breslau hat in den letzten 5 Jahren nicht nur an Einwohnerzahl, ſondern 
auch an Flächenausdehnung bedeutend zugenommen. Heute zählt wohl 
Breslau 250,000 Einwohner, doch hat mit der Zunahme der Einwohner 
die Zunahme der Apotheken nicht gleichen Schritt gehalten. Breslau beſitzt 
alſo 250,000 Einwohner und nur 20 Apotheken, mithin kommen auf 12,500 
Einwohner 1 Apotheke, es find in den letzten Jahren nur 2 neue Apotheken 
errichtet worden. In vielen anderen Städten finden wir, daß ſchon 6 bis 
9000 Einwohner auf eine Apotheke kommen. 5 

Die innere Stadt iſt ja hinreichend mit Apotheken verſehen, jo daß die⸗ 
ſelben ſchnell und leicht vom Publikum erreicht werden können, ſehen wir 
uns dagegen die Vorſtädte Breslau's an, ſo mangelt es gerade dort an 
Apotheken, um ſo mehr, da gerade dieſe welche bedürfen, indem ſie meiſten⸗ 
theils mit Fabriken bebaut und von deren Arbeitern bewohnt werden, hier 
bat das Publikum oft eine halbe Stunde weit zu gehen. Halten wir 
uns an Beiſpiele: Der ſüdweſtliche Theil der Stadt, zwiſchen der 
Gabitzer⸗ und Neudorſſtraße, beſitzt keine Apotheke, der ſüdliche Theil 


> N — — 


Verbindungen gewählt hatte. Zugleich benutzte der Vortragende vielfach die 
Gelegenbeit zu intereſſanten Streifblicken auf die verſchiedenſten Gebiete der 
Naturwiſſenſchaft und namentlich zu lehrreicher Erörterung einzelner Fragen 
aus der Geologie, wogegen ihn leider bei der Fülle des gebotenen Materials die 
vorgeſchrittene Zeit zuletzt nöthigte, auf eine näbere Behandlung des 
weiten Theils feines Themas, der chemiſchen Verbindungen des Kohlen⸗ 
ſtoffs, zu verzichten. 


— n. Breslau, 6. Febr. [Pädagogiſcher Verein.] 22. Verſamm⸗ 
lung, den 26. d Vortrag: „Ueber den Zeichenunterricht in 
der Volksſchule.“ Der Vortragende, College Stroloke, begründete in 
demſelben folgende, vom Vereine nach eingehender Debatte auch angenom⸗ 
mene Theſen: 1) Der Zeichenunterricht verdient auch in der Elementarſchule 
eine größere Würdigung als bisher. 2) Man beginne mit demſelben nicht vor 
dem vierten Schuljahre. 3) Das Zeichnen ſei von Anfang an Freihand⸗ 
zeichnen. 4) Das Hauptgewicht lege man auf das gemeinſchaftliche Zeichnen 
von Muſtern (flachen Figuren), die der Lehrer an der Wandtafel entſtehen 
läßt 927 welche weiterhin mit verſchiedenen Tönen auszulegen ſind). Hieran 
ſchließe man das verſtändige Copiren guter Vorlagen. Wo es möglich iſt, 
ſuche man in den Oberklaſſen der Knabenſchulen die Schüler bis zum 
Zeichnen einfacher Holz⸗ oder Mappelörper zu fördern. In dieſe Klaſſe ge⸗ 
hört auch das Zeichnen einfacher geometriſcher Auf⸗ und Grundriſſe. In 
den Oberklaſſen der Mädchenſchulen nehme man Bezug auf die weiblichen 
Handarbeiten. 5) Zeichnen auf einzelne Blätter iſt dem in Büchern vor⸗ 
uziehen. 6) Bei der Ausſtellung der Zeichnungen am Schluſſe des Schul 
jahres iſt alles vorzuführen, was im Laufe des Juhres gezeichnet worden 
iſt. Auch praktiſche Zeihenprüfungen find zu empfehlen, doch trete dabei 
das Sprechen in den Hintergrund; es werde eben gezeichnet. 7) Mehr als 
bei anderen Lehrgegenſtänden iſt für den Zeichenunterricht ein Sn 
wünſchenswerth. — Zahlreiche Schülerzeichnungen, welche Herr Stroloke 
der Verſammlung vorlegte, dienten zur Erläuterung reſp. Zum Beweiſe ſeiner 
mündlichen Ausführun en. — 23. Verſammlung, den 2. Februar. Vortrag: 
„Sokrates und Schleiermacher.“ College W. Hübner giebt zunächſt 
die Biographien dieſer Männer, geht dann aber näher auf ihre Bedeutung 
für die Pädagogik ein und beſpricht dabei insbeſondere die ihrem Weſen 
noch verwandten Lehrmethoden Beider. 


8 Breslau, 7. Febr. [ Schwurgericht. — Urkundenfälſchung und 
Anſtiftung zum Meineid bezw. wiederholter wiſſentlicher Mein⸗ 
Eid. — Vorſätzliche Körperverletzung mit tödtlichem Erfolge.] 
Geſtern verhandelte das Schwurgericht zunächſt gegen den Schmiedemeiſter 
Julius Münch und die unverehel. Pauline Ribeth, Beide aus Sulau. Münch 
wird außer einer Wechſelfälſchung, welcher er geſtändig iſt, auch noch be⸗ 
ſchuldigt, die Ribelh durch Ueberredung zum zweimaligen Meineid verleitet 
zu baben. Münch macht einen höochſt widerlichen Eindruck; während die 
24 Jahre alte Pauline Ribeth, die ſich trotz fünfmonatlicher Unterſuchungs⸗ 

aft ein geſundes Ausfehen bewahrte, unumwunden, wenn auch oft von 
hränen unterbrochen und händeringend, ihre Schuld eingeſteht und den 
Münch bezüchtigt, ſie zum Meineid verleitet zu haben. Dieſer leugnet frech 
die Anſtiftung, obgleich ſich ſchon aus der von ihm zugegebenen Urkunden⸗ 
fälſchung die Verleitung zum Meineide unzweifelhaft ergiebt. Der Sachver⸗ 
balt ift kurz folgender: Münch hatte Anfang 1875 dem Stellenbeſitzer Stol⸗ 
per zu Sulau 54 M. gegen Wechſel geliehen, die Schuld wuchs durch Zinſen auf 
FON. Da legte Münch am 1. Dechr. 1875 dem Stolper ein noch unaus⸗ 
gefülltes Wechſel⸗Schema zum Accept vor und wurde der betreffende Ber: 
merk von Stolper auf den Wechſel Aae Den Wechſel füllte Münch ſpäter 
aus und verlaufte ihn an den Kaufmann Kaiſer in Militſch. Als der 
Wechſel dem Stolper präſentirt wurde, weigerte dieſer natürlich die Zah⸗ 
lung, denn anſtatt der verabredeten 80 Mark lautete der Wechſel auf — 
1690 Mark. Münch behauptete aber nunmehr, er hätte dem St. nicht blos 
jene 54 Mark, ſondern am 1. December, dem Ausftellungstage des Prolon⸗ 
ationswechſels, noch 1500 Mark, und zwar in der Stube der Familie 
ibeth gezahlt. Ribeths wohnten mit Münch, der unverheirathet iſt, in dem⸗ 
elben Hauſe und unterhielt Münch mit der Schweſter der Mitangeklagten 
AR Auauſt 1890 50 e gab auch 1 1 am 
„ Auguſt 1876 vor dem Kreis⸗Gericht zu Militſch angeſtandenen Termin zwiſchen dem Oberſchleſiſchen Bahnhofe, Neudorferſtraße und Hubener 
> * * * ’ 
mit Be 1 50 Rast an, „fie habe geſehen, wie Münch dem Stolper ſſtraße nur eine Apotheke und der ſüdöſtlichſte Theil, einſchließend die 
500 Thaler a 7 2 Tan 9 Uhr, in der Wohnſtube ihrer Eltern] Feldſtraße, Kloſterſtraße, Vorwerksſtraße, verlängerte Tauenzienſtraße 
üdl * en en Tiſch zählte und Letzterer biejelben einſtrich. Nach aus: Ohlauufer bat ebenfalls nur eine Apotheke aufzuweiſen und doch wohnen 
drüclicher Verwarnung vor dem Meineid beſchwor die Ant etlagte dieſe Anz in jedem dieſer Theile ‚genug Menſchen, um eine reſp. zwei Apotheken zu 
gaben und wurde St. demgemäß zur Zahlung der ganzen Wechſelſumme ber: erhalten. Im Intereſſe des Publikums wird hoffentlich die zuſtändige Be⸗ 
urtheilt. Der Staatsanwalt leitete gegen St. die Unterſuchung wegen wiſſenllich] hörde dieſe Umſtände ins Auge ſaſſen und mit der Anlage neuer Apotheken 
falſcher Anſchuldigung ein; in dieſer Unterſuchung wurde die Pauline Ribeth nicht gar zu lange zögern, da ja hier, wie ſchon erwähnt, gewiß noch mehrere 
abermals vernommen und beſchwor am 8. September 1876, wiederum ihre] Apotheken exiſtiren können, es wäre denn damit dem Publikum geholfen. 
früheren Angaben. Es gelang, dem Slolper zu beweiſen, daß alle Angaben, | Sehr vortrefflich iſt es ja von der zuſtändigen Behörde, daß ſie vor Erthei⸗ 
welche auf Zahlung der 500 Thlr. lauteten, unwahr ſein mußten. Die lung der Conceſſion die Lebensfähigkeit der neu zu errichtenden Aporbeke 
Pauline Ribeth geſtand auch bald den Meineid zu, wenngleich fie ſich über [prüft, doch hat das Zögern mit der Anlage neuer Apotheken auch feine 
die Strafbarkeit ihrer Handlung keinen rechten Begriff machen konnte. Das Schattenſeilen, denn es könnten wohl mit der Zeit hier in Breslau dieſelben 
vor den Geſchworenen wiederholte Geſtändniß wurde allſeitig für erſchöpfendVerhältniſſe wie in Berlin eintreten. Wir meinen die der Kleindroguiſten 
angeſehen, Munch dagegen durch den Spruch der Geſchworenen et Verlei. oder jogenannten wilden Apotheken, die ſich leider mit der Anfertigung von 
tung zum Meineide ſchuldig erklärt. Herr Staatsanwalt Prof. Pr. Fuchs Recepten befaſſen und über die Berliner Apotheken oft genug geklagt haben. 
beantragte mit Rücksicht darauf, daß Munch den Stolper in Unterſuchung] Berlin beſizt 66 Apotheken, dagegen weit über 100 wilde Apotheken. 
verwickelt, die Ribeth aber — ein bisher unbeſcholtenes Mädchen — zeit⸗ Unus pro multis. 
lebens rin Aa un Wasa ben „ zuſammen 5 Nr 

thaus, Ehrverluſt und Unfähigkeit als Zeuge zu fungiren, gegen Ribethh mm é ee 
aue Jahr 3 Monate Zuchthaus und die Nebenſtrafen. Der Gerichtshof Berlin, 7. Fehr. Die heutige Börſe trug bei ſehr mäßigem Geſchäfts⸗ 
verurtheilte Münch zu 4 Jahren 6 Monate Zuchthaus, Pauline Nibeth zu] verkehr eine verhältnißmäßig recht feſte Haltung. Eingeſchränkt mußten die 
1 Jahr 1 Monat Zuchthaus, wovon 1 Monat auf die Unterſuchungshaft Umſätze bleiben, da die Speculation erſt die weitere Entwickelung der poli⸗ 
gerechnet wurde und beide Angeklagte zu den vom Staatsanwalt bean- tiſchen Verhältniſſe ſcheint abwarten zu wollen, ehe fie in neue Engagements 
eintritt und feſt mußte die Stimmung ſein, da irgend ein Grund zur Beun⸗ 


tragten Nebenſtrafen. 5 küßte die \ ı a 2 
Wie 78 10 u 23. September v. J. vertagte Verhandlung gegen den |rubigung augenblicklich nicht gerade vorliegt und in den höheren Finanz⸗ 
kreiſen ſich fortdauernd das Intereſſe für die Hauſſe erhält. Hierauf darf 


Arbeiter Heinrich Richter aus Breslau endete nunmehr mit Freiſprechung. orlda 
Richter Br 2 zu Nopbr. 1875 an der Teichzuſchüttung hinter Gabitz zu: auch wohl die nicht unbedeutende Coursſteigerung und der lebhafte Verkehr 
ſammen mit dem Arbeiter Auguſt Müller gearbeitet. Sie waren Beide in in Oeſterr. Stagtsbahn zurückgeführt werden. Für dies Papier lagen größere 
Streit gerathen und ſchlug Richter den M. mit der Schaufel derartig über Aufträge aus Paris vor, auch wollte man wiſſen, daß die Einnahmen der 
den Kopf, daß durch den einen Schlag der Schädel zertrümmert wurde und jüngſten Woche ſich günſtiger geſtalteten, wenigſtens fein jo großes Minus 
Müller an den Folgen der Verletzung am 18. December 1875 im Kloſter] wie bisher aufweiſen würden. Zeitweiſe ſchwächte ſich aber auch die Haltung 
der Barmherzigen Brüder verſtarb. Richter behauptet, M. hätte nach ihm] wieder etwas ab und brachte man die Ermattung der Börſe mit der unver⸗ 
dem Angeklagten) mit der Schaufel geſchlagen und fei beim Pariren des] bürgten Nachricht in Zuſammenhang, daß die Cotirung der öſterr. Goldrente 
chlages die Schaufel mit Vehemenz auf den Kopf Müllers zurückgeprallt. in Paris abgelehnt worden ſei. Oeſterr. Creditactien blieben weniger be⸗ 
Dieſe Angaben konnten durch nichts widerlegt werden und ſprachen die Ge: achtet. Dagegen zeichneten ſich Lombarden durch Feſtigkeit aus. Oeſterr. 
ſchworenen, entgegen dem Antrage des Staatsanwalts, das Nichtſchuldig] Nebenbahnen hatten weſentlich an Feſtigkeit eingebüßt und ließen meiſt in 
den Courſen nach, nur Galizier zeigten ſich ziemlich feſt und erzielten ſo⸗ 


der vorſätzlichen Körperverletzung mit tödtlichem Erfolge aus. ) a I 
K jas 5 0 dom Schon 0 N 96, gar auch noch eine kleine Coursabance. Rudolfbahn und Kaſchau⸗Oder⸗ 

„Ziegenhals, 6. Februar. [Nom Lehrerverein.] Unter dem 26. berger angeboten. In den localen Speculations⸗Effecten fanden zwar 
October v. J. bildete ji) hier auf, Veranlaſſung. der Herren n nur wenig belangreiche Umſätze ſtatt, nichtsdeſtoweniger gelangte aber doch 
Scholz und Klar ein SEhTErDETEIN. In den Vorſtand wurden gewahlt: eine ſehr jefte Stimmung zum Ausdruck. Disconto⸗Commandit⸗Antbeile und 
Seminarlehrer Scholz, Vorſitzender, Cantor Elsner, deſſen Stellvertreter, Laura⸗Actien zogen im Courſe an. Disconto⸗Commandit 109, ult. 109,10 
Seminarlebrer Klar, Schriftfützrer, Chorrector Elsner, deſſen Stellvertreter, dis 8,75—9, 10, Laurahütte 64,90, ult. 6464,75 —64,50. Auch die aus⸗ 
wärtigen Staatsanleihen erhöhten faſt durchgängig die Courſe. Oeſter⸗ 


Lehrer Hoffmann, Rendant. Ungegchtet der kurzen Zeit, ſeines Beſtehens 
und ungeachtet der noch geringen Zahl der Mitglieder (15), die Umgegend reichiſche Renten waren nicht ganz unbelebt. 1860er Looſe wurden bis 98% 
gehandelt. Andere hierher 2 55 Werthe waren aber ſtärker vernachläſſigt. 


und ſeldſt in der Stadt bleiben leider immer noch Collegen dem Vereine 
fern, entfaltet derſelbe ein recht reges Leben. Bisher wurden 4 ordentliche 
und 1 außerordentliche Sitzung abgehalten, in welchen Vorträge von den 
Herren Cantor Elsner über „Bienenzucht“, Chorrector Elsner über „den 
Geſangsunterricht in der Volksſchule“, Seminarlehrer Scholz über „die 
Geſchichte des preuß. Unterrichtsgeſetzes“, Seminarlehrer Klar über „die 
Schulgeſetz Entwürfe von br. Beck und Dr. Schramm“ gehalten wurden. 
Gleichzeitig wurden Erfahrungen aus dem Gebiete der Erziehung mitgetheilt 
und die im Fragekaſten vorgefundenen Fragen eingehend beantwortet. In 
der letzten Sitzung erfreute Herr Seminarlehrer Schinke die Mitglieder 
mit einem Vortrage aus der Chemie über „den Sauerſtoff“, verbunden mit 
Experimenten. Zur Pflege collegialiſcher Geſelligkeit verſammeln ſich die 
Mitglieder jeden Donnerstag Abend im Vereinslocale „Hotel zum deutſchen 
Hause.“ Am 1. Februar hatte der Verein ein Lehrerkränzchen veranſtaltet 
und zu dieſem Feſte die Herren Collegen vom Seminar und der Präparandic, 
die Mitglieder des Peſtalozzi⸗Vereins, für welchen der Seminarlebrer Herr 
Klar bier eine Agentur übernommen hat und einige Lehrerfreunde ein⸗ 
geladen. Muſikaliſche Unterhaltungen ernſten und humoriſtiſchen Inbaltes 
wechſelten mit einem Tänzchen und hielten Mitglieder und Gaſte bis zum 
„Hahnenſchrei“ in größter Gemüthlichkeit bei einander. Bei der Tafel 
brachten der Herr Seminardirector Dr. Kretſchmer einen Toaſt auf Se. 
Maj. den Kaiſer, Herr Seminarlehrer Scholz auf den Cultusminiſter Dr. 
alt aus. Ein entſprechendes Tafellied würzie das Mahl. Möchte dieſes 
eſt beigetragen haben, neue Mitglieder dem Lehrer⸗ und Peſtalozzi⸗Verein 
zuzuführen. 
ä .. pp ß jĩð 2... ‚ 
[Militär⸗Wochenblatt.] Anton, Oberſt⸗Lt. und Abtheil.⸗Commdr. 
im 1. Rheiniſchen Feld⸗Art.⸗Regt. Nr. d, zum Commdr. des Schleswigſchen 
ſeld⸗Art.⸗NRegts. Nr. 9, Deimling, Oberſt⸗Lieutenant à la suite, des 1. Bad. 
Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 14 und beauftragt mit der Führung deſſelben, zum 
ommdr. dieſes Regiments, v. Teichmann⸗Logiſchen, Major à la suite des 
Rheiniſchen Fuß⸗Artillerie⸗Regiments Nr. 8 und Artillerie-Dffizier vom Platz 
in Straßburg, zum Commandeur des Magdeburg. Fuß ⸗Artillerie⸗Regts. Nr. 4 


Für preußiſche Fonds herrſchte eine feſte Haltung, ebenſo auch für die an⸗ 
deren deutiſchen Staatspapiere. aieriſche Prämien- Anleihe begehrt. 


täten war die Haltung recht feſt, namentlich zeigten ſich 44 % Deviſen bes 
vorzugt. Auswärtige Prioritäten verhielten ſich ſehr ſtill, ohne Zeichen 
einer matten Haltung zu verrathen. ) . 
ſtagnirte der Verkehr faſt ganz, auch waren die ſchweren Papiere nur wenig 
feſt. Halberſtädter waren ſehr lebhaft begehrt und ſteigend. 9 
Südbahn und Nahebahn belebt, 
Dresden in einigem Verkehr. ( . 
bank für Induſtrie fehr lebhaft und ſteigend, Darmſtädter anziehend, Geraer 
Bank ging wiederüm mit einer Courserhöhung aus dem Ve 7 
Meininger Hypothek Belrauptet. Deutſche Genoſſenſchaſtsb. ſteigend. Nord⸗ 
deutſche Grunderedit und Hübner Hypothek.⸗Verſ. erhöhten bei regem Ver⸗ 
kehre die Notirungen. Braunſchweiger Hypothekenbank beliebt. Berliner 
Handelsgeſellſchaft abermals nie driger, obſchon wir als verläßlich erfahren, 
daß der Geſellſchaft aus dem Concurſe der Preuß. Bergwerks⸗Actien⸗Geſell⸗ 
ſchaft, wenn Überhaupt, nur ein Verluſt von mäßigem Betrage erwachſen 
kann. 
gedrückt. Induſtriepapiere wenig belebt, Landré höher, Norddeutſche Eis⸗ 
werke zu beſſerem Courſe begehrt, Centralſtraße offerirt, Omnibus ſteigend, 
Deſſauer Gas behauptet, Neptun beliebt, Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarf zu 
höherer Notiz gefragt, Leopoldshall höber, Saline Salzungen begehrt, doch 
fehlen Abgeber, Märkiſch⸗Weſtfäliſche und Tarnowitzer beſſer, Bochumer 
niedriger, Phönix B., Berzelius, Pluto, Berg⸗Märkiſche Bergwerks und, 
Redenhütte matt. 5 

Um 2% Uhr: Schwach. Credit 243,00, Lombarden 1129,00, Sranzofer 
396,00, Reihebanl 157,25, Disconto⸗Commandit 109,10, Laurahütte 64,50, 
Köln:Dlindener 100,50, Rheiniſche 109,50, Bergiſche 78,50, Rumänen 13,75, 
Türken 12,25, Italiener 71,90, 5% Ruſſen 82,75, Oeſterreichiſche Goldrente 
61,00, Silberrente 55,60, Papierrente 51,10. 


Breit: Kiew feſt und ebenſo war Berlin⸗ 
Bankactien im Allgemeinen feſt, Central⸗ 


erkehr hervor. 
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Ruſſiſche Staatswerthe ſehr ruhig. 5 Anleihe per ult. 838277 —82%. - 
Cöln⸗Mindener Loos⸗Antheile belebt. Für einbeiniihe Eiſenbahn⸗Priori⸗ 


Auf dem Eiſenbahn⸗Actienmarkte 


Antwerpener Centralbauk und Vergiſch märliſche Bank für Induſtrie 
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— — — — — | Tel 5 au i felt en Hi auch die 8 des Breslauer Handelzſtandes gegen den Stetti 
Bı liner Börse vom 7. Februar 1877 e 3 RR Göde Manie Getreide⸗See⸗Tranſit⸗Tarif dargelegt, — 80 15 
2 5 8 London, 7. Febr. Lord Salisbury iſt geſtern hier wleder ein⸗ 
Fionds- und Geld-Course. Weohsel-Coursv. 


170 00 ba getroffen. — Der amtlichen „Gazette“ zufolge ſind 7 neue Rinderpeſt⸗ 


Oenseldirte Anleihe, 4% 104, 10 b Amsterdam 100 FI. 8 T. a ; 
do. de 1876.14 | 95,70 b de. do. 4 M.3 [169,15 dz fälle conſtatirt. 
Staats-Anlehe + 4 86 bz London 1 Ltr. ᷑ . 3 M.|2 | 20.345 bz . 7 b Der Mi iſt des Auswärtigen erlleß ü 0 1 ' 
3% 9220 b Paris 100 Fres. T. | 81,35 bz Konſtantinopel, 7. Febr. Der Minifter des Auswärtigen e \ 5 berechtigte Intereſſen verleßt wer⸗ 
rare dee 8 — 70 Betersburg 1035. n an die Vertreter der Pforte im Auslande folgende Mittheilung: Midhat ee e ee Veh fel er Intereſſen wirklich 
ee 50 Buß [Wien ... 4 de [if auf Grund des Verfaſſungeariikels 113 feines Großvezierspoſtens eingetreten fein ſollte, welche durch eine Ermäßigung der Tarife wieder aus⸗ 
( Tommersche . 3% 83,70 ba — — 2 enthoben und aus dem ottomaniſchen Reiche verwieſen worden. Hier⸗ 5 werden könnte, dieſelbe von den Eiſenbahn⸗Verwaltungen ie N 
I) „„ eee e Shen ee d ird keine Veränderung in der Regierungspolitik herbeigeführt fanden wirt. — Das wirffamfte Mittel feeilih zur Beſeingung der Die 
3 40. ndsch.örd. a — — e ESFRIIER, 2180 b urch wird te 8 8 A „rential⸗Tarife wird die Einführung eines einheitlichen Tarif⸗Syſtems für 
2 |Posonsche none. . . 4, | 94.70 ba Berg Märkische. | 4 ren 7875 25 Der Wille des Sultans iſt nach wie vor gerichtet, auf die genaue Aus⸗ ganz Deutichland fein. re 
E Pandsshaftlöentraild | 98 u Berlin-Anhalt . 8 | — 4 119400 d führung der in der Verfaſſung gewährleiſteten Principien hinzuwirken. er ſich über das Weſen und die Bedeutung dieſer Fragen orientiren 
Kar- u. Neumärk, 4 9540 0 n E 1 20 b Am Schluſſe der Mittheilung wird auf den Hat hingewieſen, welchen will, dem kann die vorliegende Schrift beſtens empfohlen werden. 
1 Se BerlinHamburg 10 — |4 11875 der Sultan geſtern behufs der Vorbereitung der mit der Verfaſſung Concurs- Eröffnungen. | 
J ele ben: [Bde erl. Fc e „ | = 1 i e zuſammenhängenden Reformen erlaſſen. he 95 Bermögen = Saufmanns Reh Steinlein, zu e 
8 [Sächsische. ..... 5; Berlin-Stettin . 64 | — ir — PFeſegranbiſche (Snurie und PRürtennachrichten | Bablungseinitellung: Januar c. Einſtweilig : Rau 
5 Schlessche RN 1 50 b Beelen Feeib. : 5% — 4.1 2100 bzo Telegraphiſche ae eee Juen Baron. Erſter Termin: 19. Februar c. — Ueber das Vermögen der 
Balerleche Ae Anlelbe]! 112470 bn  [Cöln-Minden. ...| 4 —. |4 1100,80 bz Aus Wolßf s Zelegr.: 1 Mi Schluz, Pußbändlerin Lydia Laute zu Samter. Zablungseinſtellung: 31. Januar & 
ee 37% 100 40 60 do. Lit. B. 5 — 5 | — - Frankfurt a. M., 7. Fehr., Nachmittags 2 Uhr Pag [Schluß⸗ Einſtweiliger Verwalter: Kaufmann Julius Peyſer. Erſter Termin: 16. 
Sächs. Rente von 18763 71,0 bz eee 1 1 0 er zn 015 e 1407 0 er 1 5 Galizier Februar c. 
— — 7 4 7 k e Weſtba 2 . — — 
Kurh. 40 Tualer-Loose 251 bz 5 on ET Han 174% Franzoſen“) 198%. Lombarden“) 64. Nordweſtbabn 94%. Silber: Breslau, 8. Febr., 94 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der! 
ee eee bzB Hannover-Altenb. | 0 |0 [4 | 15,60 ban Ente 88 . Papierrente 51%. Ruſſiſche Bodencredit 814. Ruſſen 1872| Geſchäftsverkehr im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßigen Zufuhren und 15 
3 reger Kaschau-Oderborg| Aa |. 427 ba 83%. Amerikaner 1885 102%. 1860er Looſe 98%. 1864er Looſe 256,20. | unberänderten Preiſen. X 8 2. 
7 bar. R ee 4 1725 ba Crebitactien“) 121%. Oeſterreichiſche Nationalbank 687, 00. Darmſt. Bank Weizen, feine Qualitäten gut verkäuflich, per 100 Kilogr. dec f 
Ducatem D.63 can: eee ieee, e e, e bs 100%. iner Bankverein —. anfiurter Wechslerbank —. Oeſterr.⸗ weißer 17,10 bis 19,30—21,50 Mart, gelber 17,10—19,10— 20,90 Mark, 
Bover. 20,35 @ einLi.Leip. — l 5 00%. Berliner Ban Fra ech 5 e de 
Napoleons 16,25 bz |Oest. Bkn. 164,80 bz erg 242 u ee deutſche Bank —. Meininger Bank 71. Heſſiſche Ludwigsbahn 95%. |feinite Sorte über Not ezahlt. 100 Eu 15 bis 16—17 bis 
Imperiala /— . rn N N berheſſen —. Ungariſche oſe 141, 89. o. ann e „per . 
p aa u Oberbeſſ Ungariſche Staatslooſe 141, 89. do. Schatzanweiſungen oggen ohne Aenderung, ver ogr. neuer 
Dollars — — r eee Tadwigeh, “ e ba alte 82%. do. Schazanweiſungen neue 80%. do. Oſtbabn⸗ Obligationen II.] 17,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 4 8 a 
Hypotheken-Certifloate. Oberschl. A. C. B.. % 4% f bn 57%. Central⸗Vaciſie 99%. Reichsbank 157%. Silbercoupons —. Golbrente]l Gerſte, nur feine wg ver 100 Kilogr. neue 13, 
Krapp’schePartial-ObL./5 |104,80 dag ar ee 50 Z alone vu 16134. Feſt, aber wenig belebt. bis 14,80 Mart, weiße A 1 Be 
Unkb.Pid. d.Pr.Hyp-B. 34 — — er 88 MD, - ar 1 en 2 bee medio veib: ber A TOTER dateien 105 4, 180078 Rohe 18 „ ſchwach gefragt, per gr. neu 80—14, 
do. 3 95. n 2930.08 ach Schluß der Börſe: Erepitactien „Franzoſen 198 % N Rart. . 
Deutsche Byp-B. 5 1 % Gen . eee > Silben —, Papierrente —, Galızier —, Lombarden —, Gold⸗ an ee 6 e 1 1 
br. Cent Bod cz 8 Rechte-O.-U.-Bahn 6% — , 15 90 bz rente —, Nationalbank —. i rbſen ohne Ae N ! . 12—15, , 
Unkünd. Ko 8726 110176 bı6 Tneichenborg-Pard * — n 15 Bansbirg, 7. Febr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger Bohnen mehr beachtet, per 100 8 18.00 Matt. 1 
7 rd. 40. 4% 89,80 ba 20. At . Catz 17 1 92% be St.⸗Pr.⸗Act. 117%, Silberrente 56, Goldrente 60%, Credit⸗Actien 121%, Lupinen ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. gelbe 9,50 —10,50—11, 
unk. N. a Fr Ha-. 8g bro Rhein-Nahe-Baım |0 4 | 12.25 ba 1860er Looſe 98%, Franz. 496%, Lombarden 159, Ital. Rente 72%, Vereins: Mart dlaue 9,30—10,4U— 11,00 Mark. Rilogr. 11,50 —12,50—13,50 Mart 
id Rr Sean, 49.0 100 8 FP bank 118 , Laurahütte 63/4, Sommerzb. 100%, Norddeutſche 128%, Anglo Wigen ſchwache Kauflust 115 100 Kilogr. 11, „ „ 
Am- Ant Mord: & - 5 lei de sargard- Posener 4% 4% 4 11 20 G deutſche 37, Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 97%, Köln: Delfaaten in ruhiger Haltung. 
do. do. een. 10525 8 Thüringer Lit A. 79 “1128,00 de Minden. St.⸗A. 101%, Rbein⸗Eiſenbahn do. 109%, Berg.⸗Märk. do. 78%, Schlaglein mehr beachtet. in Mark und Pf 
Pomm. Fiyp-Briefo..5 102 bac Waerochau- Wien. 1 — ( 1880 ba Disconto 2% pCt. Ziemlich feſt. Pro 100 Kilogramm netto a A m. 
Ama Tran, f. 1 Eu. 109.50 @ en RE ee A Liverpool, 7. Febr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) Schlag⸗Leinſaat 1 50 BT 2 
do. 6 I. 18 Eisenbahn-Stamm-Prloritäts-Aotien. Ang Ane 175 Ballen. Matt. Tagesimport 12,000 Ballen, Sie e e 3 5 27 
do. 5% Pf. rkzIbr. m. 110 5 Berlin- Görlitzer .| 6 — 6 | 52,75 ba davon 6000 B. amerikanische. F ᷣ ᷣͤ Saar : en 
at er Fele 1 10200 8 Enno N = m Liverpool, 7. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) Sommerrübſen »+- 30 — 28 — 27 1 
Meining Breslau-Warschau| 0 5 26 50 25 50 23 
Oest. - d 2 b Halle-Sorau.@ub..| 0 0 5 | 39,90 via Bei Ei a aan 8 eee, 1000 Ballen. . A — 5 gilogr. 7.10 bis 7,403 
do. Hyp.-Urd,-Prdbr. u Hannover-Altenb, |@ 0 35 % — Matt. Amerikaniſche, Surats, Bengals %, D. billiger. ü n N — * ' N 
est. Bd. Cr. Ge. E | 85,10 ba ii ; . I "60-9 era 4 
e . 
do, . | Nagdeb.-Halberst, | 3 34 3½% 79,60 o. 09, 8 . T. . 1 8e. u; — 88. 3670 75 25 4 RE er 50 Kilogr. 
uad. bod. Orban. 4,194 6 40, Lit. 6% % ö % bee vb Zucker ruhig, Nr. 3 pr. 100 Kllogr. pr. Febr. 84, 75, pr. März 85, 00, Pr.] Kilogr. 5258.667075 Mart, weißer niedriger, p . 
dee, sunerpiandbr f 360 Gatpr, Gab. = , 7400 ba, April 85, 25, pr. Mat⸗Auguſt 86, 00 54646772578 Mark, hochfeiner über Notiz. 
eee mu en eat . d. nn = . 85 85 eee e e 5 2 thee feſter, per 50 Kilogr. 23—27—30 Mark. 
Rechte-O.-U.-Bahn| 6% — 4g 109,30 bz London, 7. Febr. Havannazucker 294. 1 7 bymo „ gr. 23. a 
c Mehl, odne Wenberung, ver 106, Riler, Zenen fein 2930 Marl 
ber- 1-7. e een — — * * 1 r 5 eſcha 5 } 6 ) 1 
N 5680 brB Weine Gers. . * S „ be Intwerpen 7. ehre nage, „ 15 Kuttermebl 10.00—11,00 Mark. Weizenkleie 8—9 Mart. | 
1 ente . 4 5160 ha ane pagierf e. bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 47 bez. r., vr. Februar 4544 — a 
, , 
40. Lott.-Anl. v. 00. Bar) “ Anglo DeutscheBk.| 3 — 4 . er 83 eichend. 2 im erlage von Car ildebra N N m \ 5 ö 
25 Drau enge 8 10 5 bat Raad * — N 1 — 1 4 Bremen, 7. Febr., 17 9 4 ker e e auf den e Kaufen Beaen Eee RE DAS SORTE 
Russ, Präm.-Anl. v. 645 [148,59 8 do Produ Hale B. 9 | — |4 | 7950 bı@ | Standard white loco 18, 40, per Februar 18, 40, pr. März 17, 50, per] baſirend, den pielen Freunden italieniſcher Sprache 
45. Jo. ig 14880 8 e 8325 5 April 17, 25 kommenes Hilfsmittel fein dürfte. Wir können die von den Herren Prof. 
c es 5 5 real. Dive-Bank | : — 046 bs N 5 455 FRN ee, 8. Dr. phil. Alb. Schmidt vorzüglich bearbeiteten italie⸗ 
e 7, Gebe, TR ee nice Denen emprehlen, Balket u einem, gig 
Tan. Land- T Hab! | 6810 Coburg. Seeber. 2 — f | 60,10 8 2 ril⸗Mai N. Br Gd. 1 anregenden und intereſſanten Sprach⸗Siudium liegt. Die mannigfachen 
n ber PriveRk| 7. | — 116.00 8 — Roggen, April⸗Mai 159 M. Br. 158 M. Gd., September-October. —.|anreg nun . 4 Klee 
dae rück. v J 8 „ er ce , = : ig . Nadel, Mai 74% M. Br. 74 M. Gd. Detober T. — Petroleum, loro] Beziehungen, welche, Deuschland talen daß Wer dre weiden Ve⸗ 
2 ö 103722 5 — 48288 @ 44 44%, | Hinficht verbinden, legen den Gedanken nahe, 
20. 5% diene % |103,10 @ Deuche Bank 3 — 4 580 , 18 M. Br. 17,50 M. Gd. — Spiritus, lauf. Monat 44% M. Pe 5 dürfniß entſprochen wird. | 
A Französische 3 7 I * 10 1125 ba MR ea un = a in G,, Jul August 4 el, 5 7 5 
9 Ital. neue 3 0 do. Hyp.-B. Berlin gu „ 5 „Juni⸗ 5 te, 4M. 2 D 5 Witterungsbericht vom ebruar⸗ * 
Lal. Tabak-Oblig. . % 108 br Disc-Comm.-Anth.| 1 — 4 00400 bz 45 M. Go., Auguſt⸗September — i 90 : 
Raab-Orazer 100 Fhir. L. 468,25 ba do. It. 7 — 4 |10915-9 bis : * 9 FFV 7 —8 Uhr Morgens. 
Bumänische Anleihe. s 124 ba Genossenseh.-Bnk. * — 100 8 Berlin, 7. Februar. [Producten⸗ Bericht.] Wir haben ſehr mildes, 5 9 0 
Bug. 54 8t. Weenb.- Ani 5 | 67,15 bz Erb. Bebusteru. B. 9 * — 4 | 500 bs f regneriſches Wetter. Unſer Getreidemarkt war heute völlig apathiſch. Für Temperat. Wind. Wetter. 
Faszeche 18 Tin, Lauts 38.25 br Goth. Granderedb. % 16 f 17788 br de e it 1 5 . ae Be Celſius. - — 
27 1 5 Eambe VereinB.)- 8% 3 die tiefe Stille im Terminhandel von keinem Rückſchritt begleitet war, i — 2 l. Zug. reiviertel bedeckt. 
— —„— e ae e 7 32 : 82 die Haltung in gewiſſem Sinne feſt zu nennen. Loco iſt der Mangel an + 8 W. ſtark. anz bedeckt. 
Elsenbahn-Prioritäts-Action. Tan Kırilccki 72 1 91 45 & gut befipaftener. jeher e 1 9 25 mei: 0 80 9 u ＋ 10 15 225 Regen. 
Des- „Ng % sach b Telpa., Cred.-Anst. > 8 verändert. — Weizen ziemlich feſt, doch beinahe ganz ge 08. — Hafe +10 ſtark. egen. 
% l 40 ff 8e ba Hactebargg, ao 8 — f [16675 6 loco weniger reichlich angeboten. Preiſe eher zu Gunſten der Eigner. Ter⸗ + 7 SW. friſch. anz bedeckt 
‚do, Hess. Nordbahn. 5 182 B Meininger 2 2 — } 200 erbad sie jtill. 5 5 5 ein 3 7 Merz 1 fe n 475 a 10 ＋ 8 m. fri 9 Nen. 
Berlin-Görliaa . + i Moldauer Lds.-Bk. = . erke. — Petroleum matter. — Spiritus recht feſt und beſſer bezahlt, au ＋ 3 . mäßig. egen- 
. %% de dis Fordd. Bank. 0% | 8 4 12,25 6 Verte g Regen. 
r 49 84 ba Nordd.Grunder-B.| 9" ¼— |4 | 9490 5 ziemlich lebhaft. b e + 5 [W. ſtark. bedel 
IITTTTVJVVVVTVTVTVTVTCTVTcVTCTcCVCCcTc 22, | + © | Eier. 0 |aem Mc 
E E. Bod. C- Jeb. 3, — 4 % b Mark bez., ver Mai⸗Juni 2234—223 Mark bez., per Juni⸗Juli 22474 e ane gefallen, namentlich in Nordweſten. Weſtdeutſchland 
de, fo. Hd] f 8 Pr. Cent Bod-Crd % — f ies dein dis 224 M. bez. Gekündigt — Etr. Kündigungspreis — M. — Rog en] meiſt ſtarke Weſtwinde bei trübem und zegneriihem, ſehr warmem Wetter. 
40. dor Ein 5 820 Bäche, Bank Baer 3 — N 1 — 5 loco 158—183 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 160 Oſtveutſchland Südweſtwind mäßig, Wetter trübe. Provinz Preußen kühler, 
av von 18708 97 5 de Schl. Bank- Verein 8 — 1 8648 528 Kir 163 nn 5 Busen Arge eg 1115 e Oſtpreußen gelinder Froſt. | 
„Minden III. Lit. A. 8 Schl. Vereinsbank] 5 — (490,89 bz poln. — Mark beza inländiſcher — ark be ine — — ei. ̃ͤ ͤ TER 
a 4 4 480 ba Thüringer Bazk Ce N — Mark ab Vabn bez. per Fehr. 1614 —162 Mt. bez, per Febr⸗März Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts · 
. Wiener Unionsb. „| 2% — i | 85a 1614—161 Mark bes per Frühjahr 163164 Mark bez, per Mai⸗Juni Sternwarte zu Breslau, 
Halle-Soran-Guben Ar 10040 6 1% a —162 Mark bezahlt, per 1 nn. 2 05 ne 1 5 1 Mors U U. 
e eee , e uldatlon. ündigt — Centner. Kündigungspreis — Mark. — Hafer loc Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. rg. 6 U. 
. Se L . — fester ber. . . . 4. 88800 bis 165 M. pro 1000 filo nach Qualität gefordert, oft: und weitpr. 135-155 ee 1 90% 5905 
io do. li. Ser. 15 Berl. Bankverein 0 — ftr. | 50,00 @ Mark bez., ruſſiſcher 125—150 M. bez. pommerſcher 160162 M. ben ſchleſ. Luftdruck bei 0. 32871 329% 7 33053 
do. d. Of g. — Bert Lombard-B. | = | = f. e n 153—162 Mark bez., galiziſcher — Mark bez., böhmiſcher 155—163 Mark Dunſtdruck 529 3% 08 2.790 2 14 
. ee eee ee bez., ungariſcher 137—140 Mark bez. wefecter ruſſiſcher — Mark ab Bahn e 7 828 96 pCt. 88 pCt. 81 bCt. 
„ 2% 3569 8 Centralb. f.Genos.| — | — fr. | 95,50 6 bez., per Frühjahr 154—153%, —154Mt. bez., per Mai⸗Juni 154% M. bez., Bud W. 4 W. 3 NW. 4 
. Pine Deutsche Unionsb. * e ver Juni⸗Juli — Mark bezahlt. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Veiter bedeckt. trübe. trübe. 
4% E 80 0 Hessische Bak. — — fr. | 86,50 @ Mark. — Lrbſen: Kochwaare 150-186 Mark, Futterwaare 135—147 „ I 
11 . Ostdeutsche Bank| -- — . — — 90 28 9 5 I ae 710 Aa 9 55 F ——. ]— ⁰—ͤ b 
F e FEN 7 eee 1 Er r. O: is 27,5 ark beza . 27, 8 2, 
4. 40 180 10,5 526 er.. Quistorpl — | — Te. | 150 6 bezahlt. — Roggenmebl pro 400“ Kilo Br. unverſteuert incluſive Sad f 
1 do. bon IA. 4 8578 b Industrie-Papiere, Nr. 0: 25,50 bis 23,50 Mark Nr. 0 und 1: 23,00 bis 22,00 Mark D f öniali e 
5 do. vom A874. % 08 „ per risenb -B- A. 0 J — fe 1712,00 @ bezahlt. — Roggenmehl per 100 Kilo Br. Nr. O und 1: incl. Sack per f as hieſige Königliche 
ö 40, Cre O erb.“ e fb- Recha 1 c d Februar 2,50 —05 Mark bez., per Februar-März 23,20.—25 Mart bez, ber 1 
5 40. dv. 13% / ↄ Aer Sch Masch 0 — 410 948 ärz⸗April 23,20 Mark bez., ver April Mai 23,10 —15 M. bezahlt, per Mais R tadt⸗Gericht zZ 
do,Stargard-Poson 4 ER Nordd. Gummifab. ab 4 52,50 6 Juni 23,10—15 Mark bezahlt, per Juni⸗Juli — Mark 100 Getüm: 15 
Pe) de do. fl. Em. 10 90 f Wasen. Gern. s — (. 280 % digt — Eentner. Kündigungspreis — Mark. — Nüböl pro 5 In kann es aus den Ohagen'ſchen Nachlaßacten 0. 29 
3 do. Ndrschl. Zwgb. 3% = — Kilo loco ohne Faß 73 M. bez. mit Faß — M. bez., per Fe beſtätigen, daß ich laut Kaufvertrag vom 9, Juli 1871 
Ostpreuns. Südbalın . 6 102,20 8 Pr. Hyp.-Vors.-Act. 18 — 4 |110 etbza 73,4 Mk. bez., per Februar⸗März — M. bez., per April⸗Mai 73,4—3 k. bez. d fl 1 A d 
F ia 100 * Schles. Feuervers.| 0 — 4 [725 bı& per Mai⸗Juni 72,5 Mt bez, per Sept.⸗October 68,2 Mk. bez., ver che derſto baue Selene dag Nau e 1 
A ee 2 Ml. bez igt — Etr. Kundi 1s — Mark, orbenen abrikanten Ohagen bin, und kei 
D khütte 3 | — 4 | 1900 @ November 68,2 Mk. bezahlt. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis ar arg N 
Chemuiti-Komotau. . 9 | 725 G Dort, Union 15 1 4486 . S Leinöl loco — Mart Va = Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 15 Anderer das Recht hat, als ſolcher ſich zu geriren. 
e , e e e d e e e f h seni 
? Dux r. D a — 4 — 0 5 
a Beh 5 82,50 bz eg Re 14.1 4 6 6 ahlt. 627 ur Bar Kündigungs dels — Mark. ohann Bensc Semlor, 
rene Lee ee eee j Spiritus loco „ohne Faß“ 55,4 Mark bez., per Februar 54 Ml. I 
Fee. Nordosten % El bee. Seht Zina Aetten s = 1880 20 bez., per Februar⸗März — Mk. bez., per April⸗Maf 55,5—9 Mk. 5 Sargfabrikant, 
Ung. Ostbahn. 5 44,60 bz do. St, Pr.-Aet.] 6 — 4% 85,75 bz er M i⸗Juni 55 Fa Mark be ahlt, per ni⸗Juli 56,6—57,1 ark 
Lemberg - Czernowitz 10 82 bia  |Tarnowitz. Borgb.| 0 a er bz 78 er 3 ul 89 5 Si 58 ri Mark bezahlt, der Auguſt⸗September S chuhbrü ck e 60 und 61 
i ee ee ee e eee „use 992-7 Mart bez. Gekündidt 20,000 Liter. Ründigungspreis 54 Mark. ” 
che Grenzbahn|6 | 52, Baltischer Lloyd .|0 | — a FFT 
Tee Oma in. | 1020 dee e g , |Z IE | 270 > peſen 6. Schruns. [Börfenberibt von gewiß Ber pete c nu. nahe der Albrechtsſtraße. 
Kronpr.Rudolt-Bahn b | 62 be 40. ver. Oelfabr.| 17 — 4 | 44.00 8 Wetter: Thau. — Roggen: Jeſt. e Spiritus: Matt. Kündi⸗ 0 2 NN N 
Oosterr,-Französische 3 318 bz Erdm, Spinnerei .| 1 — 14 | 1750 6 Br., per Frühjahr 162 Br., April⸗Mai 162 Br. 0 bez. u. Br., per April f 
, ber Februar 6140 bg, ber Mär 5350 Ba dit, pe Uri 5 
o, südl, Staats N 3 35 ba offm’s Wag al r. 5 5.2 53,10 bez., per April⸗Mai 53,50 bez. r. u. hr 12 Y 5 . en Abdrücke der 2 4 
du Obtteationen!5 27210 50 erl. Leinaning, 3 5½% N 88.28 2 Juni 54,70 Gd., per Juli 55,50 ez, per Auguſt 56,30—20 bez. Loco 855 amtlich beit. Cotillon⸗Orden, 
Rumän, Eisenb.-Oblig. 0 | 49,00 bz do. Porzellan. (— |4 14,00 6 Spiritus chne Faß 50,10 Gd. Polizei-Verordnung Beh Dutzend von 20 Pf. an. 
Kr e 5 50 A Ma WilheimshütteMA.! 44 1 — 14 | 68,008 [Die Di fi Ü-Xarife der Eifenbabnen] bon Fritz Krönig, i 72 K Bonbons 
n — 5 pCt Regierungs -A Mor und Mitglied der Königl. Eiſenbahn⸗Direction det Meldeweſen ersten. 58 d. bon 75 Pf n. 
8 7 N 5 * Hannoverſchen Staatsbahn. Berlin 1877. Verlag von Franz Vahlen. utzend vo ‚an. 


N x : ) 1% ; i is 30 Pf., ſind zu beziehen durch 
K. Frankenſtein, 7. Febr. [Vom Producten markte.] Bei heutigem! Die vorliegende Arbeit wurde durch die in neuerer Zeit wieder lebhafter] Prei 
Wachenmertt⸗ De — ch i lt: Für 100 Alan Wehen gewordene Discuffion über Differential:Tarife, veranlaßt und im Auftrage| Grass, Barth & Co. (W. ee | Gus A Steller, 
20,70 und 21,40—22,10 Mark, Roggen 17,70 und 18,30—18,60 Mark, des e 1 1 der Bier al d e e Herrenſtraße 20. Ring ; 
Gerſte 13,80 und 14,30—14,90 M., Hafer 13,40 und 14—14,60 M., Erbfen | und faßlicher Weiſe das Weſen der z un : M Niedacteur: Dr. Stel 

12 . ffeln 3,20 M., 7 M. 5,80 M., 1 Klgr.] ſchöpfende hiſtoriſche Darſtellung der Entſtehung und Entwickelung derſelben Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 

Bie 7500 Mert, Ger das Schal 220 Mont LEN 5 15 ER der 999 0 5 entſtandenen Agitation. Sehr ausführlich werden nament⸗ Druck von Graß, Vari u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


